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die Bewertung eines Menschen, besonders 
in Ostdeutschland. Vollzeiterwerbstätigkeit 
wird auch bei Personen mit hoher Sorgever-
antwortung kaum infrage gestellt – eine Art 
proletarischer Fatalismus. Auch ich habe das 
lange nicht infrage gestellt. Meine Schwester 
und ich haben viel Zeit in Früh- und Spät-
betreuungen verbracht, früh schon vieles 
allein gemacht: Arztbesuche, Einkaufen, den 
kleinen Bruder sitten. Etwas anderes schien 
mir gar nicht möglich. Ich erinnere das Ge-
fühl, wieder mal die Letzte zu sein im Hort, 
oder Sprüche von einer Lehrerin, ob ich denn 
wenigstens ein Foto meiner Mutter hätte.

Zum Ende der DDR waren etwa  
90 Prozent der Frauen in Erwerbsarbeit 
(Radtke 1991, 26). Berufstätigkeit war Teil 
des Selbstbildes der meisten Frauen und 
auch Teil des Frauenbildes in den neuen 

Ich stehe an einer betonierten Rampe und 
starre auf den Ausgang. Neben mir öffnet 
und schließt sich die Glastür. Es riecht nach 
Desinfektionsmittel und diesem bestimm-
ten Geruch des Alters. Es ist Sonntag oder 
Samstag. Ich warte, dass meine Mutter 
durch die Tür kommt, müde das Fahrrad die 
Rampe hochschiebt. Sie hatte Frühschicht. In 
dieser Erinnerung bin ich acht, vielleicht auch 
neun. Ich turne ungeduldig am Geländer 
rum, bis meine Mama endlich durch die Tür 
kommt. Natürlich später als das eigentliche 
Schichtende.

Meine Mutter arbeitet Schicht, seit ich 
denken kann. Das musste sie, so sagte sie: 
»Das gibt mehr Geld.« Viel Arbeiten, wenig 
Geld, noch weniger Zeit. Arbeit ist nicht 
nur Notwendigkeit, sie ist auch Identität. 
Nach ihr richtet sich noch immer für viele 

Gleichstellungspolitik zielte in der DDR vor allem auf  
Erwerbsbeteiligung. Arbeit und Familie verbinden zu können,  

ist für viele ostdeutsche Frauen bis heute Ausdruck von  
Selbstbestimmung. Doch die realsozialistische Emanzipation  

ging nur den halben Weg.

CLAUDIA SPRENGEL 

OSTFEMINISMUS 2.0
EINE ABSAGE AN ARBEITSFETISCH  

UND LEISTUNGSDRUCK
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Bundesländern nach der Wende. Die Müt-
ter meiner Freund*innen waren fast alle 
berufstätig, auch wenn sich manche als 
»Postbote« bezeichneten statt als »Postbotin«. 
»Hausfrauen« galten eher als suspekt und 
wurden oft isoliert. Es passte nicht zum 
Arbeitsethos in der DDR und zur Idee, dass 
Erwerbsarbeit und Emanzipation Hand in 
Hand gehen. Diese Haltung hält sich auch in 
der Kindergeneration bis heute. Aber waren 
mit dem Erreichen eines Ziels der proletari-
schen Frauenbewegung schon Emanzipation 
und Unabhängigkeit erreicht? Und was ist 
eigentlich Ostfeminismus?

GLEICHSTELLUNG IN DER DDR

Die relative ökonomische Unabhängigkeit 
der Frauen in der DDR brachte zwar eine 
Änderung des patriarchalen Systems, aber 
nicht dessen Ende. Die Abhängigkeit vom 
einzelnen Mann wurde geringer, aber letztlich 
durch den Staat ersetzt. Dieser war auch wei-
terhin männlich und bestimmte, wie Frauen 
leben sollten. Erwerbsarbeit spielte eine 
größere Rolle. Selbstverständlich unterlagen 
auch Männer diesen Zwängen, eine Verän-
derung des Männerbilds, etwa durch einen 

Hausarbeitstag für Väter, ging mit der Gleich-
stellungsidee in der DDR jedoch nicht einher. 
Die sozialistische Frau hingegen sollte laut 
Walter Ulbricht (1968) Arbeiterin, Mutter und 
Kämpferin für den Sozialismus sein, sprich 
auch politisch und gesellschaftlich engagiert. 
Letzteres aber eher nur in »unwichtigen« 
Positionen. Das heißt, Frauen organisierten 
vor allem frauen- und familienspezifische Ver-
anstaltungen oder waren Schriftführerinnen. 
In hohen politischen Ämtern blieben sie die 
Ausnahme. Im Zentralkomitee saß entweder 
eine oder gar keine Frau, im Politbüro gab es 
bis zum Schluss keine einzige.

Ökonomische Zwänge und der Mangel 
an Arbeitskräften zu Beginn der DDR führten 
dazu, dass Frauen in der Arbeitswelt benötigt 
wurden. Gab es in den ersten Dekaden ehrliche 

CLAUDIA SPRENGEL ist in Premnitz aufgewach-
sen. Sie hat Geschichte studiert und arbeitet als 
Referentin der Landesgleichstellungsbeauftragten 
in Brandenburg. Sie ist Mutter einer einjährigen 
Tochter und seit vielen Jahren in der LINKEN sowie 
in zahlreichen frauenpolitischen Organisationen 
und Initiativen aktiv.
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breite Akzeptanz für die Erwerbsarbeit von 
Frauen, die jedoch ihre Hauptverantwortung 
für Haushalt und Familie nicht infrage stellte.

GIBT ES SO ETWAS WIE OSTFEMINISMUS?

Ostfeminismus hat viel mit den emanzipa-
torischen Errungenschaften in der DDR zu 
tun. Die tatsächliche ökonomische Unab-
hängigkeit erleichterte es Frauen, sich aus 
toxischen Beziehungen zu befreien. Aber 
auch das Recht auf Abtreibung und eine 
höhere Präsenz von Frauen in industriellen 
und naturwissenschaftlichen Bereichen 
waren wichtige Emanzipationsleistungen. Sie 
beschränkten sich jedoch fast ausschließlich 
auf den Bereich der Arbeit, zu dem auch die 
Frage nach der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie zählt. Diese Form der Gleichstellung 
hatte also auch eine Funktion hinsichtlich der 
Erhaltung und Reproduktion der Arbeitskraft. 
Die Rolle des Mannes und vor allem seine 
Aufgaben blieben außen vor. Weder musste er 
seine Einstellung ändern noch Pflichten wie 
etwa Erziehungszeiten übernehmen. Gleich-
stellung wurde so für viele Frauen zu einer 
alltäglichen Bürde, Freiheit und Gleichheit 
bedeutete sie eher nicht.

Wenn wir von Ostfeminismus sprechen, 
meinen wir also das Narrativ, dass in der DDR 
sozialisierte Frauen emanzipiert waren und 
sind. Das kann und sollte man niemandem 
absprechen. Dennoch lässt dieses Narrativ oft 
kein »Ja, aber« zu. Es impliziert ein Eman-
zipationsversprechen, das unvollständig ist. 
Erzählt wird nur ein Teil der Geschichte, und 
zwar der erfolgreiche – auch das ist verständ-
lich. In der DDR-Zeit war es systemisch nicht 
gewollt, Schwierigkeiten zu benennen, und 
im Rückblick wollen viele die eigene Leistung 

Bemühungen einer realen Gleichstellung, 
fiel diese, ähnlich wie in der BRD, schon bald 
kleinbürgerlichen und traditionellen Ge-
schlechter- und Familienvorstellungen zum 
Opfer – besonders, nachdem der kriegsbe-
dingte Mangel männlicher Arbeitskräfte nicht 
mehr akut war (vgl. Pappai 2008). 

Die Sehnsucht nach einer vermeintlich 
heilen Welt im Kontrast zu den Kriegserfah-
rungen gab es auch im Sozialismus, was eine 
Retraditionalisierung der Familie »als kleinste 
Keimzelle des Sozialismus« nach sich zog, 
ohne die arbeitsrechtlichen Errungenschaften 
infrage zu stellen. Dies führte zwangsläufig 
zu einer Überbelastung von Frauen und 
besonders von Müttern.

1965 betonte das Familiengesetzbuch 
der DDR die Unabhängigkeit der Frauen vom 
Ehepartner in ihrer Berufsausübung. Und im 
Arbeitsgesetzbuch (AGB) hieß es, dass »über-
all solche Bedingungen geschaffen werden 
[sollen], die es den Frauen ermöglichen, ihrer 
gleichberechtigten Stellung in der Arbeit und 
in der beruflichen Entwicklung immer besser 
gerecht zu werden und ihre berufliche Tätig-
keit noch erfolgreicher mit ihren Aufgaben als 
Mutter und in der Familie zu vereinbaren«. 
Das AGB enthielt auch Bestimmungen zu 
Schwangerschaft und Mutterschaft, die sich 
allerdings im Laufe der 40-jährigen DDR-
Geschichte erheblich veränderten.

Bei all diesen Regelungen spielten die 
Väter und ihre Beteiligung an der Sorgearbeit 
keine Rolle. Die Reproduktion wurde also auch 
rechtlich an Frauen delegiert, kulturell war sie 
es ohnehin. Viele Kinderbetreuungsangebote 
waren betrieblich organisiert, meist aber der 
Arbeitsstelle der Mutter angegliedert. Über die 
Generationen hinweg entstand so zwar eine 
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nicht schmälern. Die meisten haben es ja 
»geschafft«, das alles zu meistern, trotz Mehr-
fachbelastung. Zudem wird die Abwertung, 
die viele Frauen durch Arbeitslosigkeit nach 
der Wende erfahren haben, als persönlicher 
Einschnitt wahrgenommen, der die vorhe-
rigen Belastungen überschattet und in ein 
deutlich positiveres Licht rückt.

Wenn ich von Ostfeminismus spreche, 
meine ich die damalige Hauptströmung. Auch 
in der DDR gab es selbstverständlich unter-
schiedliche Feminismen und besonders in den 
1980er-Jahren begannen sich Frauen*gruppen 
zu bilden, die eine breite Palette an Forderun-
gen stellten. Ostfeminismus ist gleichzeitig 
eine Abgrenzung gegenüber dem Westen. Bis 
heute sind sich manche Ost- und Westfemi-
nistinnen fremd, selbst wenn sie in derselben 
Organisation für die gleichen Ziele kämpfen. 
Ein gutes Beispiel ist die Sprache: Gendern 
wird von vielen feministischen Frauen, die in 
der DDR sozialisiert wurden, als elitär empfun-
den. Auch das ist verständlich, waren doch  
70 Prozent der Arbeitslosen in den ostdeut-
schen Bundesländern nach der Wende Frauen. 
Für sie waren und sind bis heute andere 
Themen vorrangig. Mit der Arbeit brach eine 
Identität weg. Das ging zwar Männern ebenso, 
aber sie wurden nicht in eine tradierte Rolle 
zurückgedrängt. Frauen galten plötzlich als in 
der Erwerbsarbeit entbehrlich, da sie ja auch 
zu Hause eine Aufgabe zu erfüllen hatten. So 
sahen das zumindest viele Personalstellen, 
als ostdeutsche Betriebe neu strukturiert 
wurden. Das zog vielen den Boden unter den 
Füßen weg.

Die Spannung zwischen Ost- und 
Westfeministinnen beschreibt Simone 
Schmollack (2018) in einem Artikel in der 

ZEIT: »Die einstige Sprach- und Hilflosigkeit 
scheint nach wie vor präsent zu sein. Die 
existenziellen Kränkungen, die Ostdeutsche 
nach der Wende empfunden haben, sind 
wirkmächtig und nachhaltig.« Frauen, die die 
DDR und die Wende erlebt haben, mussten 
sich oft neu erfinden. Viele gingen in die 
»alten Bundesländer«, andere schulten um, 
ihre Anpassungsfähigkeit war hoch, denn 
auch hier mussten sie funktionieren. Obwohl 
sie durch den häufigeren Arbeitsverlust als 
Wendeverliererinnen gelten können, haben 
Frauen sich mittlerweile zurückgekämpft. 
Die Arbeitslosenzahlen haben sich seit den 
1990er-Jahren immer weiter angeglichen. Das 
Narrativ, es »geschafft« zu haben, hat daher 
umso stärkere Plausibilität. Diese Frauen-
generation verdient Bewunderung. Aber es 
bleibt die Frage nach dem Preis, den sie zah-
len mussten, um all das zu »schaffen«. Und 
es bleibt die Frage, ob diese Lebenserfahrung 
der Maßstab sein sollte, an dem wir Gleich-
stellung und Emanzipation heute messen.

AUCH EMANZIPIERTER LEISTUNGSDRUCK 

BLEIBT LEISTUNGSDRUCK

Es »zu schaffen« trotz Mehrfachbelastung 
und Rückschlägen wirkt bei manchen 
ostsozialisierten Frauen wie ein Schild, das 
sie vor sich hertragen. Darüber zu sprechen, 
welche Hürden und Verletzungen es gab, was 
sie gerne anders gehabt hätten, bleibt leider 
oft aus. Ich würde mir genau diesen Dialog 
zwischen den Generationen aber wünschen. 
Ein gemeinsames Reflektieren dieser Fragen 
könnte wichtige Elemente eines heutigen 
Feminismus zutage fördern, der diese Ost-
Erfahrung einschließt, statt »von außen« oder 
gar »aus dem Westen« kommend wahrge-
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nommen zu werden. Stattdessen erlebe ich 
oft, dass der Maßstab der eigenen Leistung an 
die neue Generation von Frauen und Müttern 
angelegt wird, auch in linken Kontexten. Dass 
gerade linke Menschen einen eher neoliberal 
anmutenden Leistungsdruck verinnerlicht 
haben, ist dabei ein offener Widerspruch.

Als politisch aktive Mutter erlebe ich den 
Spagat zwischen Erwerbsarbeit, Kinderbetreu-
ung, politischen Ehrenämtern und Freizeit 
oft als unlösbare Aufgabe. Eigentlich fühle ich 
mich in jedem Bereich defizitär. Viele junge 
Feministinnen haben aber den Anspruch, 
sich nicht komplett in diesen Aufgaben 
aufzulösen, sondern Raum für die eigenen 
Bedürfnisse zu lassen. Reproduktionsarbeit 
ist auch, die eigenen Ressourcen zu schützen. 
Aus einem leeren Brunnen kann man nicht 
schöpfen, heißt es so schön.

Außerdem sind die Probleme der 
Mehrfachbelastung in der DDR und heute 
nicht so einfach miteinander zu vergleichen. 
Die Wende und die neoliberale Politik, die 
seitdem auch in den ostdeutschen Bundeslän-
dern ausgerollt wurde, haben zu erheblichen 
Verschärfungen beigetragen: Viele von uns 
pendeln, haben entgrenzte Arbeitszeiten, die 
Wege werden länger, Kitas sind weiter weg 
und ohnehin sind Plätze dort nicht mehr so 
leicht zu bekommen. Die Frauen und ihre 
Ressourcen werden also einmal mehr in An-
spruch genommen. Folglich schränken viele 
ihre Arbeitszeiten und damit Einkommen ein, 
um das alles zu schaffen. Wir fordern eine 
faire Verteilung von Sorgearbeit, aber auch 
dieses ständige Aushandeln ist Arbeit. Daraus 
ergeben sich zentrale politische Forderungen: 
Erwerbsarbeit unter 38 Stunden darf nicht zu 
Renteneinbußen führen, es soll gefördert wer-

den, dass Männer Elternzeit nehmen, und es 
muss mehr Möglichkeiten geben, Arbeit mit 
dem Alltag als Eltern zusammenzubringen. 
Insgesamt gilt es, Sorgearbeit nicht länger zur 
Privatangelegenheit derer zu erklären, die sie 
leisten müssen.

Viele junge Frauen und linke Feministin-
nen sind nicht mehr bereit, sich aufzuopfern 
und ausbeuten zu lassen. Zudem hat die 
Erwerbsarbeit für junge Menschen an Bedeu-
tung verloren, so auch in den feministischen 
Kämpfen. Die Idee, dass alle weniger arbeiten 
könnten und so mehr Zeit für andere Dinge 
wie Familie, Freunde und Selbstverwirkli-
chung vorhanden ist, ist in der Generation 
unter 40 deutlich häufiger vertreten als in den 
Alterskohorten darüber.

SOLIDARITÄT STATT SHITTALK

Selbst in linken Kontexten wird die Mehrfach-
belastung von Müttern oder jungen Eltern 
aber heruntergespielt: Es sei eine Entschei-
dung, die man treffe, und alle Frauen und 
Eltern vorheriger Generationen hätten ja die 
gleichen Hürden gemeistert. Beides ist falsch 
und fatal, besonders aus linker Perspektive. 
Das erste Argument schiebt die Verantwor-
tung erneut in den privaten Bereich und 
besonders Frauen zu. Das zweite Argument 
macht die eigene Erduldensfähigkeit zum 
Maßstab für Emanzipation. Im Zuge der 
feministischen Streiks ist der Slogan »Wir 
wollen alles verändern!« entstanden. Warum 
den Anspruch an ein erfülltes Leben nicht 
daran ausrichten?

Gerade als Linke sollten wir außerdem 
an einem solidarischen Umgang miteinander 
interessiert sein, stattdessen ist auch hier 
der Leistungsgedanke leitend. Denn es sind 
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mitnichten die gleichen Bedingungen, unter 
denen Frauen und Mütter heute klarkommen 
müssen. Wir leben im Kapitalismus. Sowohl 
die soziale als auch die technische Infrastruk-
tur für Eltern ist eine andere. Als Mutter lebe 
ich teils Hunderte Kilometer von den Großel-
tern und kilometerweit von dem einzigen Ki-
taplatz entfernt, habe ein befristetes Arbeits-
verhältnis mit entgrenzten Arbeitszeiten und 
der Hoffnung, wenn man sich unabdingbar 
macht, weiterbeschäftigt zu werden. Mein 
Wunsch wäre, dass diese Herausforderungen 
gesehen werden, statt sie zu individualisieren. 
Mütter im Besonderen fühlen sich eh schon 
ständig ungenügend, das braucht man nicht 
noch von außen vermittelt zu bekommen.

DIALOG, VERSTÄNDNIS, GEMEINSAM KÄMPFEN

Ich würde mir wünschen, dass wir ehrlich 
darüber reden, wie es damals »im Osten« war, 
warum dieses Verständnis für die heutigen 
Probleme von berufstätigen Müttern und jun-
gen Aktivistinnen schwierig ist und wie mit 30 
Jahren Abstand zu dem Bruch, den die Wende 
für die meisten bedeutet hat, auch die eigenen 
Wünsche nach Emanzipation und Freiheit 
vielleicht anders zu formulieren wären. Ich 
wünsche mir diesen Dialog gesamtgesell-
schaftlich und in der Linken. Ich wünsche 
mir, dass wir es schaffen, die Unterschiede 
anzuerkennen und die Gemeinsamkeiten 
zu finden – und solidarisch für eine andere 
Teilung der Arbeit, für ein besseres, selbstbe-
stimmteres Leben für alle zu kämpfen.

Statt jungen Frauen vorzuwerfen, sie 
würden »jammern«, oder ihre Kritik gar als 
»West-Feminismus« abzuwerten, wie Autorin-
nen wie Mirna Funke es tun, würde ich mir 
wünschen, dass wir uns gegenseitig zuhören. 

Nur wenn wir einander verstehen und uns 
respektieren, können wir gemeinsam einen 
linken Feminismus leben, der ein Ostfeminis-
mus 2.0 ist, der die Erfahrungen der älteren 
Generation aufnimmt und ihn angesichts 
veränderter Realitäten weiterentwickelt. Ich 
wünsche mir dafür Solidarität unter Frauen 
und unter den verschiedenen Generationen 
von Feministinnen.

Für politische Strukturen, in denen das 
möglich wird, heißt das ganz praktisch, die 
Frage zu stellen »Was brauchst du, um hier 
sein zu können?« Wenn wir Menschen mit 
Sorgeverantwortung in linken Kontexten 
halten wollen, müssen wir diese Frage stellen. 
Aus der Frage werden sich Konsequenzen 
ergeben, die uns etwas kosten, aber das 
Problem ist nicht neu und Ideen gibt es viele: 
Sitzungszeiten ändern, hybride Sitzungen, 
verstetigte Kinderbetreuung (ohne vorherige 
Anmeldung!), Rotationsmodelle, Tandems 
und nachhaltige Strukturen im Umgang 
mit Sexismus und sexualisierter Gewalt. Wir 
(Ost-)Frauen haben schon so viele Transfor-
mationsprozesse gemeistert, wir schaffen 
es auch, die Linke zu einer solidarischen, 
feministischen Bewegung und Partei zu 
machen. Wir müssen nur miteinander statt 
gegeneinander kämpfen.
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Trong, du bist schon lange in antirassistischen 
Zusammenhängen in Sachsen aktiv. Wie hat 
sich diese Arbeit über die Zeit verändert?
TRONG: In den letzten Jahren gab es eine 
antirassistische Konjunktur, die eng mit den 
Konjunkturen der tödlichen Gewalt und Un-
terdrückung verknüpft war. Denken wir an die 
Ermordung von George Floyd, an die Anschlä-
ge von Halle und Hanau oder an die Hetze 
nach dem Sommer der Migration. In dieser 
Zeit sind aber auch wichtige antirassistische 
Allianzen entstanden – etwa die Besetzung 
des Oranienplatzes in Berlin, das No-Border- 
Movement, das Netzwerk We’ll Come United 
oder auch das NSU-Tribunal, das zum ersten 
Mal eine Art postmigrantischer Erinnerungs-
kultur sichtbar gemacht hat. Auch auf einer 
institutionellen Ebene hat sich einiges bewegt. 
Ferda Ataman ist 2022 zur unabhängigen 
Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung 
berufen worden, das Deutsche Zentrum 
für Integrations- und Migrationsforschung 
(DeZIM) wurde in Berlin gegründet und vieles 
mehr. Gleichzeitig sehe ich große Unterschie-
de zwischen Ost und West und zwischen 
städtischem und ländlichem Raum.

GESPRÄCH
MIT TRONG DO DUC &

DANILO STAROSTA  

»Wir brauchen dringend Strukturen, 
 die von Rassismus  

betroffene Menschen ermächtigen,  
für sich selber zu sprechen.« 

Trong Do Duc

»Das Modell der Vertragsarbeit,  
dem die Migration im realen Sozialismus 

ab den 1970er-Jahren folgte,  
war zutiefst rassistisch und  

kolonial geprägt.« 
Danilo Starosta 

(P)OST-MIGRANTISCHE 
ALLIANZEN
WARUM
ANTIRASSISMUS AUCH 
BEZIEHUNGSARBEIT IST
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mindestens sechs Menschen durch die Stadt 
bewegt haben – als Selbstschutz.
DANILO: Ja, bei mir waren es Gruppen von 
Jugendlichen, die durch die räumliche Nähe 
schnell zusammenfanden. Nicht nur als PoC, 
sondern als Metalheads oder Punks oder was 
wir sonst noch waren. Wir wollten die Welt 
verändern und waren ständig bedroht. Mit 
Schwarzen Freund*innen habe ich damals 
Zettel an alle verteilt, die wir als PoC gelesen 
haben: »Geht nie mit weniger als fünf Leuten 
auf die Straße« stand darauf. Wir nannten uns 
zwar nicht Antifa, haben uns aber als Verteidi-
gungsgruppe begriffen. Tatsächlich konnten 
wir uns so einen gewissen Respekt verschaf-
fen. Diesen Kampf um Respekt kannten wir 
von unseren Eltern. Sie mussten allerdings 
versuchen, durch Leistung, über erfolgreiche 
Geschäfte oder durch Nachbarschaftsarbeiten 
Anerkennung zu erlangen.

Gab es auch eine politische Organisierung, 
die über praktische Hilfe hinausging?
DANILO: Das nahm in den Nullerjahren zu, 
erst in den einzelnen Communitys, dann 
auch communityübergreifend. Den Leuten 
wurde bewusst, dass sie Rechte haben, und 
viele Verbände der migrantischen Selbst-
organisation forderten Beteiligung ein. Die 
breite Politisierung erfolgte dann 2010 und 
2015 mit dem Widerstand gegen die neuen 
rechten Bewegungen. Da ging es nicht mehr 
nur um Selbstverteidigung, sondern um die 
Demokratiefrage, um die postmigrantische 
Aushandlung von gesellschaftlicher Teilhabe. 
Als Migrant*innen der zweiten oder dritten 
Generation haben wir nicht nur formal die 
gleichen Rechte, wir wollen sie auch ausüben. 
Und das erfordert die Umverteilung von 

Macht. Dafür braucht man starke Strukturen, 
die über prekäre Einzelprojekte hinausgehen, 
und ein gewisses Maß an Professionalisie-
rung, da gebe ich Trong recht.

Wie bewegt sich das Kulturbüro Sachsen, für 
das du tätig bist, in diesem Feld?
DANILO: Das Kulturbüro war eines der Struk-
turprojekte, die als Teil der rot-grünen Agenda 
nach den furchtbaren Ereignissen in Mölln 
und Solingen auf den Weg gebracht wurden. 
Als professionelles Gegengewicht zu den sich 
(re-)organisierenden rechten Bewegungen. 
Wir haben Initiativen gestärkt, die Hilfe und 
Beratungsangebote für Asylbewerber*innen 
und Menschen mit Migrationshintergund bie-
ten. Dort passiert ganz viel Beziehungsarbeit. 
Auch bei der Gründung des Dachverbands 
der sächsischen migrantischen Selbstorgani-
sationen oder dem Bündnis gegen Rassismus 
war das Kulturbüro mit dabei.

Ihr habt beide den Begriff Beziehungsarbeit 
benutzt. Was meint ihr damit in diesem 
politischen Kontext?
DANILO: Wir folgen der feministischen Ein-
sicht, dass eine nachhaltige Veränderung nur 
in belastbaren sozialen Netzwerken entstehen 
kann. Ohne affektive und emotionale Bindung, 
ohne Empathie kann ich Menschen nicht 
erreichen und stärken. Das habe ich in der 
Arbeit mit Jugendlichen gelernt. Wir haben 
irgendwann aufgehört, nur »Feindbeobach-
tung« zu machen, und angefangen, mit den 
Jugendlichen zu arbeiten, die keine Nazis sind. 
Die können durch pädagogische Beziehungs-
arbeit neue Erfahrungen machen, neues 
Wissen sammeln und handlungsfähig werden. 
Das erlebe ich seit 2011 in verschiedensten 
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So wie ich es erlebe, spielt gesellschaftspo-
litisches Bewusstsein dabei kaum eine Rolle. 
Darum ist auch schnell eine Grenze erreicht, 
wenn es über die unmittelbar betrieblichen 
Themen hinausgeht. Ich bin gerade an der 
Organisierung der »Nicht-mit-uns-Proteste« 
beteiligt. Da stellen wir die größeren poli-
tischen Fragen, fordern eine Umverteilung 
von Reichtum. Wenn ich meinen politisier-
ten Leuten in den Betrieben davon erzähle 
und sie zum Treffen einlade, zucken viele nur 
mit den Schultern. Da nehme ich eine große 
Lücke im Bewusstsein wahr.
STEFAN: Ich glaube, das ist eine der größten 
Herausforderungen. Die Leute kommen 
zur Gewerkschaft, weil die betrieblichen 
Themen sie umtreiben. Aber dann muss es 
eben eine Übersetzung geben in die breitere 
Politik. Und die ist alles andere als einfach. 
Bei der Landtagswahl in Brandenburg ist die 
AfD unter Gewerkschafter*innen mit 22,9 
Prozent die zweitstärkste Partei geworden, 
nach der SPD mit 30,9 Prozent. Wenn man 
die Daten zu Geschlechterverteilung und Al-
tersstruktur der AfD-Wählerschaft anschaut 
und mit der Beschäftigtenstruktur in der 
Abfallwirtschaft in Brandenburg abgleicht, 
muss man davon ausgehen, dass gut ein 
Drittel der Belegschaft die AfD gewählt hat. 
Das prägt dann natürlich auch die Diskussio-
nen auf den Betriebsversammlungen.

Wie gehst du damit um, wenn rechte Äu-
ßerungen kommen? Wie hältst du dagegen, 
wie versucht du zu argumentieren?
STEFAN: Es bringt nichts, in solchen Mo-
menten zu moralisieren und zu sagen: 
»Was seid ihr denn für Idioten?« oder 
»Das ist aber ganz schlimm, was ihr da 

denkt.« Ich sage dann stattdessen: »Leute, 
wir wollen gemeinsam gegen den Chef 
vorgehen! Das geht aber nicht, wenn ihr 
nicht die rumänischen Kolleg*innen und die 
Beschäftigten der Subunternehmen mit-
denkt.« Ich versuche das ganz altmodisch 
aus dem Klasseninteresse herzuleiten. Ich 
argumentiere, dass Spaltungen uns nicht 
weiterbringen, sondern schaden. Manche 
Kolleg*innen kapieren es dann auch und 
denken allmählich um. 
Noch schlimmer erlebe ich es aber beim 
Thema Klimabewegung und Klimaprotest. 
Da geht es richtig zur Sache. Ich habe zu 
80 Prozent mit Kraftfahrer*innen zu tun. 
Die müssen auf dem Weg zur Müllverbren-
nungsanlage alle über die Stadtautobahn 
in Berlin fahren. In der Hochphase der 
Klimakleber-Proteste sind die regelmäßig 
zwei Stunden später nach Hause gekom-
men. Die waren so sauer, sie haben die 
Leute mit Gewalt von der Straße gerissen. 
Ich habe sie dann gefragt, was ihnen mehr 
Lohn nütze, wenn der Planet in wenigen 
Jahren zerstört ist. Und sie daran erinnert, 
dass sie selbst in der TVÖD-Runde vorhatten, 
die Autobahn zu blockieren. Dann sagen die 
zu mir: »Das ist was ganz Anderes.« Und 
ich sage: »Nee, das ist nichts Anderes.« 
Diesen Auseinandersetzungen muss man 
sich offensiv stellen. Ich glaube aber, dass 
solche Gespräche nur dann fruchten, wenn 
wir die Erfahrung eines gemeinsamen 
Kampfes teilen und aus dieser Erfahrung 
heraus miteinander streiten. Ich kann mir als 
Gewerkschafter keine andere Klasse schnit-
zen als die, die eben da ist.

Das Gespräch führte Jörn Boewe.



108     LUXEMBURG 1/2023   WAS BLÜHT IM OSTEN?

Schon mit 17 Jahren waren ein Kumpel und 
ich uns einig: »Es gibt kein geileres Gefühl, 
als auswärts in Führung zu gehen.« Wir 
waren gerade aus Bielefeld zurückgekommen, 
morgens um vier. Acht Stunden Rückfahrt, 
zwei Stunden Vollsperrung auf der Autobahn 
inklusive. Unser Club hatte 3:1 verloren. 
»Scheiß drauf«, sagte er, »wenigstens das 
1:0 gemacht. Was gibt es bitte Geileres, als in 
irgendeiner Scheißstadt im Westen das 1:0 zu 
machen?«

MIT GRAMSCI DURCH FUSSBALLDEUTSCHLAND

Diese Anekdoten haben alle auf die eine oder 
andere Weise mit Politik zu tun, obwohl es um 
Fußball geht. Im Falle des geschilderten Er-
eignisses in Most mag das sofort einleuchten. 
Aber auch, dass jemand seinen Fußballverein 
verliert, kann nicht nur eine persönliche, son-

»Ich bin mit dem Verein groß geworden, 
habe all meine Zeit dort verbracht, er war 
mein Zuhause.« So erklärt ein Kollege seine 
persönliche Verbindung zum Fußball und wie 
verloren er sich fühle, seit ihm sein Fußball-
klub abhandengekommen ist. Ein Investor 
hatte Geld für den Fünftligisten bereitgestellt, 
woraufhin sich die Fanszene angesichts 
unterschiedlicher Vorstellungen spaltete. Ein 
miserables Gefühl, ein Zuhause zu verlieren.

Am 26. Juni 2021 ziehen anlässlich 
eines Testspiels im tschechischen Most 
Anhänger*innen des Chemnitzer FC durch 
die Straßen und singen ein Lied der Gruppe 
Landser. Sie enden mit der Zeile »Und dann 
kehrt Deutschlands Osten endlich wieder 
heim, Sieg Heil!« Ein miserables Gefühl, 
wenn dieser Verein lange Zeit dein Zuhause 
war oder noch immer ist.

Die Stadien und Vereine sind immer auch Orte politischer  
Aushandlung. Was bewegt die Fanszene im Osten und  

wie kommen Linke hier in die Offensive? 

KATHARINA DAHME UND PAUL GEORGI

POLITIK IN DER OSTKURVE
WAS FUSSBALL MIT GRAMSCI ZU TUN HAT 

UND WARUM DIE LINKE  
AUCH DAS STADION BESPIELEN MUSS 
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dern eine politische Tragödie sein. Alle aktiven 
Fankurven und die meisten Sportvereine sind 
geprägt von politischen Auseinandersetzun-
gen. Warum ist das so?

Ein großer Teil von Politik, also des 
Verhandelns darüber, wie wir Menschen 
zusammenleben, unsere Bedürfnisbefrie-
digung organisieren und wie wir dabei mit 
den natürlichen Ressourcen umgehen, findet 
weit weg von Parlamenten und Talkshows 
und außerhalb von Parteien statt. Fußballver-
eine, ihre Stadien und Kurven sind Orte, an 
denen sich Gewohnheiten, Emotionen und 
Überzeugungen herausbilden, die kollektiv 
verhandelt und gelebt werden. Die Welt, in die 
Stadien und Sportplätze eingebettet sind, wird 
bei den dort bestehenden Konflikten immer 
mitverhandelt. Das Stadion kann deshalb kein 
politikfreier Raum sein – egal, wie sehr sich 
Vereins- und Verbandsfunktionäre das wün-
schen. Im Gegenteil: Trainer und Spieler sind 
Vorbilder, in Konflikten wird um den richtigen 
Umgang gerungen. Wer darf eigentlich was 
und wem gehört der Verein? Den Mitgliedern 
oder den Sponsoren? Wer ist unter welchen 
Bedingungen in der Kurve willkommen? Wie 
teuer dürfen Ticketpreise sein und in welchem 

Verhältnis stehen sie zum sportlichen Erfolg? 
Will und kann man sich ökonomischen 
Zwängen im Fußball entziehen? Oder: Gibt es 
ein richtiges Leben im falschen Profifußball?

Bei Vereinen und Stadien handelt es sich 
um sogenannte vorpolitische Räume. Es sind 
Räume, die die Masse der Menschen niemals 
als »politisch« verstehen würde und die es 
doch hochgradig sind. Der Marxist Antonio 
Gramsci hat versucht, die Bedeutung vorpo-
litischer Räume theoretisch zu fassen. Heute 
gilt er vielen als einer der herausragenden 
Denker der Arbeiter*innenbewegung des 20. 
Jahrhunderts. Eine seiner zentralen Thesen 
lautet, dass sich die Änderung gesellschaftli-
cher Machtverhältnisse nicht einfach in einem 
großen Knall vollziehe, sondern jeder noch 

KATHARINA DAHME ist in Potsdam aufgewach-
sen und seit 2021 Vorstandsvorsitzende des SV 
Babelsberg 03. Sie arbeitet für einen Verlag mit 
Schwerpunkt Fußball und ist in der LINKEN aktiv.

PAUL GEORGI wurde als Fan des Chemnitzer FC 
geboren. Derzeit ist er Rechtsreferendar und lebt in 
Leipzig, wo er in einer Basisorganisation der LINKEN 
versucht, die Generationenlücke zu schließen.



110     LUXEMBURG 1/2023   WAS BLÜHT IM OSTEN?

jeweiligen politischen Einstellungen und 
Idealen hegemonial. Es heißt aber nicht, dass 
in der Kurve alle damit konform gehen.

HEGEMONIE IST, WENN DEIN FEIND DEINE 

WORTE AUF DEN LIPPEN TRAGEN MUSS

In den Statuten sämtlicher großer Ostvereine 
wird irgendwo ein Passus zu finden sein, der 
Diskriminierung und Rassismus verurteilt 
und den Kampf gegen diese Phänomene zum 
Vereinszweck erklärt. Mit Hegemonie hat 
das meist nichts zu tun, bei vielen Vereinen 
von der Kurve bis in die Vereinsführung 
hinein gibt es bestenfalls ein instrumentelles 
Verhältnis zu derlei Erklärungen. Es gehört 
heutzutage einfach dazu, die Sponsor*innen 
und Bürgermeister*innen wollen das sehen, 
es tut ja auch nicht weh, so etwas in der 
Satzung stehen zu haben. Diese Einstellung 
ist wenig verwunderlich, wird sie doch von 
den (meist westdeutschen) politischen Eliten 
genau so vorgelebt: »Wir dürfen Rassismus, 
Antisemitismus und das Infragestellen 
unserer Demokratie nicht zulassen«, lässt 
Markus Söder auf Twitter ausrichten und führt 
gemeinsam mit Friedrich Merz konzertierte 
Kampagnen durch, um Menschen mit Migra-
tionsgeschichte die Schuld für Silvesterkrawal-
le und mangelnde Sicherheit zuzuschieben.

Auch in der Satzung des Chemnitzer FC 
heißt es, der Club trete »verfassungsfeindli-
chen, extremistischen, rassistischen, fremden-
feindlichen und jeden anderen diskriminie-
renden Bestrebungen entschieden entgegen«. 
Sie wurde im Mai 2022 verabschiedet, mit 
Romy Polster als Präsidentin. Auf eine neue, 
von bekannten Rechtsradikalen organisierte 
Ultragruppierung angesprochen, sagt sie ein 
halbes Jahr später: »Wir haben uns sogar mit 

so abrupten Veränderung ein langer Kampf 
konkurrierender Ideen vorausgehe. Ob ein 
politisches System fortbestehen kann, ob eine 
Idee oder eine gemeinsame Praxis politisch 
durchgesetzt werden kann, hängt auch davon 
ab, wer mit welchen Werten und Vorstellun-
gen die vorpolitischen Räume prägt. Um es 
mit einem Begriff Gramscis auszudrücken: 
Nur wer es schafft, in der Masse der Bevölke-
rung hegemonial zu werden, wird sich auch 
politisch durchsetzen können. Nur was als 
Praxis in den vorpolitischen Räumen bereits 
akzeptiert und gelebt wird, kann in Politik im 
engen Sinne gegossen werden.

Der Schriftsteller Édouard Louis greift 
diesen Gedanken auf, wenn er schreibt: »Eine 
Stimme lässt sich nur dann erheben, wenn 
es bereits einen Raum gibt, wo das möglich 
ist. Solche Räume können sehr verschie-
den sein, ein Film, eine Gewerkschaft, ein 
Verein.« Es ist sicherlich kein Zufall, dass 
besonders Fußballvereine nicht nur Orte der 
Politisierung, sondern teils Motor für soziale 
Auseinandersetzungen sind. Fußballfans 
sind an vorderster Front dabei, wenn Poli-
zeigesetze verschärft werden sollen, weil sie 
deren Anwendung am eigenen Leibe erfahren. 
Wenn Fans Banner zur Unterstützung von 
Pflegevolksbegehren in der Kurve zeigen, hat 
das eine höhere Reichweite als vieles, was 
politische Gruppen versuchen, um Aufmerk-
samkeit zu erlangen. Warum aber liest man in 
der Münchener Kurve Spruchbänder wie »One 
Solution – Feminist Revolution! Jin, Jiyan, 
Azadi«, während man bei einem Dresdner 
Gastspiel in St. Pauli lesen konnte: »Ihr müsst 
heute Abend hungern, weil eure Fotzen mit 
euch im Block rumlungern«? In Vereinen und 
Kurven sind verschiedene Gruppen mit ihren 
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den rechtsextremen Personen in Kontakt 
gesetzt und gesagt, was wir erwarten und 
von ihnen verlangen – nämlich, dass sie das 
Stadion frei von Rechtsextremismus machen 
und halten.« Rechtsextreme Personen gegen 
Rechtsextremismus im Stadion also. Es ist 
anzunehmen, dass die Präsidentin weder 
persönlich am politischen Erfolg solcher 
Kräfte interessiert noch eine Feindin der 
vereinseigenen Satzung ist. Die Hegemonie 
rechter Akteure zeigt sich auch darin, dass 
eine Präsidentin glaubt, sie müsse sich auf 
diese Kräfte einlassen und sie aktiv teilhaben 
lassen, um für Ruhe im Verein zu sorgen. 
Obwohl sie große Sponsoren gewinnen und 
sich mit dem SPD-Bürgermeister gutstellen 
muss, trägt sie die Agenda der Rechten auf 
den Lippen, ohne selbst erkennbar rechts zu 
sein.

WAS TUN GEGEN RECHTE HEGEMONIEN?

Die beiden Autor*innen stammen aus dem 
Osten und sind auf unterschiedliche Art mit 
Fußballvereinen groß geworden. Der eine 
wurde als Fan des Chemnitzer FC geboren, 
wo rechte Gruppierungen aktiv versuchen, 
die Kurve zu dominieren und Nachwuchs zu 
gewinnen. Der Club erregte etwa Aufsehen 
damit, dass einem ehemaligen Organisator 
der rechten Szene nach dessen Tod offiziell 
im Stadion gedacht wurde. Aus der Sicht von 
Linken in solchen Vereinen stellt sich die 
Frage: Wie ist mit der rechten Dominanz auf 
den Tribünen umzugehen?

Die andere Autorin stammt aus Pots-
dam, der Heimat des SV Babelsberg 03. Seit 
1998 Anhängerin des Clubs, wurde sie 2021 
Vorstandsvorsitzende. Der Verein ist über die 
Stadt- und Landesgrenzen hinaus bekannt – 

weniger wegen der sportlichen Erfolge als 
wegen seines politischen Engagements 
etwa für Klimaschutz und Nachhaltigkeit 
im Sport. Eine bundesweite Petition für die 
Abschaltung von Rasenheizungen zeichneten 
circa 40 000 Menschen und riefen damit 
den Deutschen Fußball-Bund (DFB) auf den 
Plan. Noch eindrücklicher war die Nazis-
raus-aus-den-Stadien-Kampagne: Nach einem 
entsprechenden Fanausruf wurde der Verein 
vom regionalen Fußballverband zu einer 
Geldstrafe verurteilt. Daraufhin schlossen 
sich sogar Bundesligisten wie Werder Bre-
men und Borussia Dortmund der Kampagne 
an. Der Verein gilt manchen als das St. Pauli 
des Ostens, weil er eine mehrheitlich linke 
Fanszene hat und sich auch die Vereinsgre-
mien zu politischen Themen positionieren. 
Alles andere als der Normallfall im Osten.

KÄMPFEN MIT WELCOME UNITED 03

Am Beispiel des SV Babelsberg 03 zeigt sich, 
dass Fußballvereine auch auf gesamtgesell-
schaftlicher Ebene um das Politische ringen. 
Im Zuge der erhöhten Einwanderung um 
2015 gründete der Verein auf Initiative und 
mit Unterstützung der Fans das Team »Wel-
come United 03«. Die Mannschaft bestand 
nur aus Geflüchteten, für die es zunächst 
vor allem darum gehen sollte, regelmäßig 
trainieren und Fußball spielen zu können. 
Der Verein stellte die Infrastruktur für etwa 
60 Spieler zur Verfügung. Dabei sollte es 
aber nicht bleiben. Das Ziel: Teilhabe auf 
Augenhöhe. Nach einiger Zeit wurde das 
Team als dritte Mannschaft des Vereins für 
den regulären Spielbetrieb gemeldet und be-
stritt nach anfänglichen Freundschafts- und 
Testspielen tatsächlich auch Punktspiele.
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Das bedeutete auch: Spiele im Potsdamer Um-
land, in der tiefsten Brandenburger Provinz, 
bei berüchtigten Gegnern. Für die oftmals 
traumatisierten Geflüchteten keine einfache 
Situation. Hass und Hetze auf der einen Seite 
stand aber eine riesige Willkommensbewe-
gung gegenüber. Die Unterstützung im eige-
nen Verein war enorm: Fans sammelten Geld, 
wurden Trikotsponsoren und auswärts waren 
sie zugleich eine Art Sicherheitsdienst. Für 
den Verein war klar: Wir kommen nicht nur 
zum 90-minütigen Kick vorbei, jedes Spiel 
war zugleich ein Statement und ein Angebot. 
Im Anschluss gab es die Möglichkeit, Men-
schen mit Namen und Geschichten zu treffen, 
was auch fast immer angenommen wurde.

Für die Spieler war das Team eine wich-
tige Unterstützung dabei, in einer neuen 
Heimat anzukommen. Sie fanden Freunde, 
kamen mit ihren Kindern zu Heimspielen 
und bekamen teils sogar Angebote für Jobs 
und Weiterbildungsmöglichkeiten. Manche 
schafften gar den Sprung in höherklassig 
spielende Mannschaften. Für den Verein und 
seine Fans war diese intensive Zeit identitäts-
bildend. Die Werte, für die der SV Babelsberg 03 
auch vorher schon stand, wurden konkret 
gelebt.

VOM FERNBLEIBEN UND GEGENGEWICHTEN 

Hegemonie in einem gesellschaftlichen Raum 
zeichnet sich auch dadurch aus, dass der 
Zugang anders eingestellter Personen und 
Gruppen eingeschränkt ist. Das geschieht 
implizit über Kleidungscodes, Kommunika-
tionsweisen und -inhalte sowie explizit über 
Drohung und Gewalt. Genau deshalb bleiben 
Fans aus linken Milieus der Kurve vieler 
ostdeutscher Stadien fern.

Dennoch gibt es in nahezu allen Vereinen, 
denen ein braunes Image anhaftet, auch 
Gegenbewegung wie zum Beispiel »Cottbus-
Fans gegen rechts« oder »CFC-Fans gegen 
Rassismus«. Die Motivation hinter diesen 
Zusammenschlüssen: Als Einzelner gegen 
eine mit Gewalt abgesicherte Hegemonie 
vorzugehen ist schwer. Mit einer Gruppe, 
der es gelingt, verschiedene Interessen und 
Teile des politischen Spektrums gegen diese 
Hegemonie in Stellung zu bringen, wird es 
einfacher oder überhaupt erst möglich. Solche 
organisierten Gegengewichte führen in der 
Regel kein leichtes Leben. Sie bewegen sich in 
einem Spannungsfeld aus Vereinnahmung, 
Bedrohung und Argwohn. Der Argwohn 
kommt dabei auch von vielen, die sich gern als 
unpolitisch oder mittig bezeichnen. Hier zeigt 
sich ein weiteres Merkmal von Hegemonie: 
Der Hegemon setzt die Normalität, was ihr 
zuwiderläuft, wird als Politik, als Ideologie 
wahrgenommen. In Ostdeutschland konnte 
bereits in vielen gesellschaftlichen Räumen 
eine genuin rechte Erzählung durchgesetzt 
werden, nämlich dass wir in einer von links-
grünen Eliten beherrschten Republik leben 
würden, die für den nationalen Niedergang 
und soziale Verwerfungen verantwortlich 
seien. Wer Elemente dieser Ideologie bereits 
verinnerlicht hat, wird Einsprüche dagegen we-
niger als Aufbegehren denn als Dienstleistung 
im Sinne der Herrschenden interpretieren.

Gerade dort, wo Image und Berichterstat-
tung das Bild eines »braunen« Clubs zeich-
nen, besteht oft ein ausgeprägtes Bedürfnis, 
zu zeigen, dass »hier nicht alle so sind«. Klar 
ist, nicht alle Fans verfügen über ein geschlos-
sen rechtes Weltbild. Klar ist aber auch, dass 
die rechte bis rechtsradikale Hegemonie in 
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mancher Kurve kein Hirngespinst einer west-
deutschen Journalistenkaste ist. Angesichts 
über Jahrzehnte hinweg erlebter Ungerech-
tigkeiten der bundesdeutschen Politik und 
beim medialen sowie allgemeinen Umgang 
mit Ostdeutschland fällt es rechten Kräften 
jedoch leicht, diesen Vorwurf als Hirngespinst 
und ahnungsloses Gerede darzustellen. Selbst 
Menschen, die sich für unpolitisch oder expli-
zit nicht rechts halten, lassen Abwehrreflexe 
erkennen.

WEM GEHÖRT DER SONNENBERG?

Denkt man Hegemonie nicht nur im Ver-
einsrahmen, sondern bezogen auf ganze 
Stadtviertel oder gar Städte, ergeben sich 
weitere Handlungsoptionen. So gibt es überall 
in Deutschland Vereinsneugründungen von 
antirassistisch und antifaschistisch einge-
stellten Menschen, die sich im Ringen um 
die Hegemonie im Fußball dadurch größere 
Handlungsoptionen erhoffen. Der 2020 
gegründete Verein Athletic Sonnenberg etwa 
ist im selben Stadtteil beheimatet, in dem 
auch der Chemnitzer FC seine Heimspiele 
austrägt, Sonnenberg. Diejenigen, die den 
Verein 2020 aus der Taufe hoben, sagen, es 
geht in erster Linie um Sport. Mittlerweile 
spielen dort zwei Fußball-Männermann-
schaften, eine Volleyballer*innen-Mannschaft 
und zwei Fußball-Jugendmannschaften. Der 
Verein wächst schnell. Zu den Spielen der 
ersten Fußball-Männermannschaft kommen 
regelmäßig Zuschauer*innen im niedrigen 
dreistelligen Bereich. Das ist viel für eine 
Kreisligamannschaft, auch wenn man aktuell 
die Tabelle anführt und den zweiten Aufstieg 
in Folge anpeilt. »Das liegt daran, dass wir 
etwas Neues machen, frisch und modern«, 

sagt Ferenc, einer der Mitgründer. »Die Leute 
kommen und haben das Gefühl, dass da etwas 
entsteht, wo man dabei sein will. Die anderen 
Vereine machen ja keine schlechte Arbeit, aber 
es macht etwas aus, ob der Vorstand aus drei 
Leuten zwischen 27 und 32 Jahren besteht, 
die die Lebensrealität der jungen Leute hier 
kennen und teilen.«

Auf die Frage, ob das Interesse auch 
etwas mit dem politischen Fundament des 
Vereins zu tun habe, antwortet Ferenc: »Klar, 
wir machen keinen Hehl aus unseren Werten. 
Bei uns ist erstmal jede*r willkommen, wenn 
er bereit ist, sich auf den Verein einzulassen. 
Zu unserem Fundament gehören Diversität, 
die Verankerung in migrantischen Milieus 
und Inklusion einfach dazu.« Damit mache 
man sich in der Stadt nicht nur Freunde, die 
Skepsis gegenüber Neugründungen sei groß, 
ständig kursierten Gerüchte. »Die Wahrheit 
liegt auf dem Platz, und wir wollen beweisen, 
dass wir einen langen Atem haben. Wir 
sind nicht einfach irgendein Gegenprojekt, 
sondern organischer Teil des Viertels.« So 
gebe es auf dem Sonnenberg eben nicht nur 
Nazis, sondern auch viel migrantische Kultur, 
viele Läden, viele junge Menschen, die der 
Verein mitnehme. Die Hauptsponsoren sind 
ein vietnamesisches Restaurant, eine Chem-
nitzer Anwaltskanzlei und ein Schmuckver-
sand. Nach fast jedem Sieg singen Fans und 
Mannschaft gemeinsam »Athletic Sonnenberg 
wird deutscher Meister und wir holen den 
Pokal« – auf die Melodie des italienischen 
Partisanenliedes »Bella Ciao«.

Wir erzählen die zu Anfang geschilderte 
Anekdote und fragen, ob es auch für ihn das 
Geilste wäre, auswärts das 1:0 zu machen. Er 
grinst: »Zu Hause ist schon auch geil.«
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tisch sind. Tatsächlich lässt sich aus der Praxis 
der frühen PDS für heute einiges lernen, auch 
wenn sie aus einer einzigartigen politischen 
Situation heraus entstanden ist. Es lohnt sich, 
genauer hinzusehen, wie es damals gelang, 
»Partei für den Alltag« zu sein und deshalb 
zu überleben. Zu fragen wäre, was heute 
äquivalente Praxen wären und warum die Idee 
einer »Partei von unten« im Laufe der letzten 
Jahrzehnte eher verkümmert ist.

DAS BESONDERE AN DER SITUATION 1990

Im Mai 1989 wurde klar, dass die Ergebnisse 
der Kommunalwahlen in der DDR gefälscht 
waren. Diese unsinnige Manipulation – ob 
die Zustimmung zu der einzig verfügbaren 
Liste nun bei 99 oder bei 60 Prozent lag, war 
nicht entscheidend, – wurde zusammen mit 
der Massenflucht zum Katalysator für eine 

Die gesellschaftliche Linke in Deutschland 
steht heute vor einer Situation, die mit jener 
von 1990 vergleichbar ist: Sie läuft Gefahr, ihre 
parlamentarische Präsenz zu verlieren und da-
mit die Möglichkeit, gesellschaftliche (Massen-)
Bewegungen mit parlamentarischem Gewicht 
zu verbinden. Diejenigen, die »es schon immer 
gewusst haben«, die sich in Kleingruppen 
einigeln oder meinen, bis zu einer besseren 
Zeit »überwintern« zu können, wird dies gar 
freuen. In Wirklichkeit ist das eine politische 
Katastrophe.

Angesichts der tiefen Krise der LINKEN 

wird gelegentlich auf die alte PDS und ihre Rol-
le als »Kümmererpartei« verwiesen. Dies kön-
ne – so die Hoffnung – ein Erfolgsrezept ins-
besondere für die ostdeutschen Bundesländer 
sein, wo die Verluste an Wähler*innenstimmen 
und an aktiven Mitgliedern besonders drama-

Die Idee der Kümmerer-Partei gilt oft als Antwort auf die Krise der 
LINKEN in Ostdeutschland. In den frühen 1990er-Jahren war damit 

aber kein paternalistisches Politikkonzept gemeint.

LUTZ BRANGSCH UND 
JUDITH DELLHEIM 

VER-KÜMMERT? 
WAS WIR VON  

DER PDS LERNEN KÖNNEN
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Viele der damaligen Parteimitglieder waren 
gleichermaßen in sozialen Bewegungen und 
in den Arbeitsgemeinschaften der PDS aktiv. 
Sie wollten die Arbeit zu konkreten Politik-
feldern nicht an Berufspolitiker*innen oder 
»Hauptamtliche« delegieren. Parteipolitik 
sollte eine aktive Suche nach Gemeinsamkei-
ten mit anderen demokratischen und huma-
nistischen Akteur*innen sein. Es ging darum, 
Wege der Milderung und Lösung zu suchen, 
sowohl für die konkreten Probleme vor Ort als 
auch für die Krisen im globalen Maßstab.

NEUES BEWÄHRT SICH: HILFE FÜR DIE INITIA-

TIVE VON BETRIEBS- UND PERSONALRÄTEN

Aus diesem neuen Organisationsverständ-
nis ergab sich auch die Unterstützung der 
Abwehrkämpfe gegen den Anschluss der 
DDR an die alte Bundesrepublik. Es ging um 
solidarische Alternativen zur bloßen Un-
terwerfung und Abwicklung. Diese Ausein-
andersetzungen  reichten vom Widerstand 
gegen den Abbau von Arbeitsplätzen und die 
Schließung von Polikliniken bis hin zur Kritik 
an der allgemeinen sozialen Benachteiligung 
Ostdeutscher, auch und insbesondere über 
die Renten. Eine besondere Bedeutung hatte 
die Frage nach der wirtschaftlichen Zukunft 
der ostdeutschen Bundesländer, standen die 
Menschen dort doch ab 1991 vor einer Welle 
von Entlassungen und Betriebsschließungen.

Die Unterstützung der zunächst Berli-
ner, dann ostdeutschen gewerkschaftlichen 
Initiative von Betriebs- und Personalräten war 
für das neue Politikverständnis und die neue 
politische Praxis eine Art Feuerprobe. Bereits 
in den letzten Monaten der DDR waren hier 
und da Betriebsräte entstanden. Vor die Wahl 
gestellt zwischen Anpassung und Widerstand 

fanden sich in Berlin einige von ihnen zu 
politischen Aktionen und einer offensiven 
Auseinandersetzung mit den Herrschenden 
und Regierenden, insbesondere mit der 
Treuhandanstalt, zusammen. Sie wurden nun 
zu Organisator*innen des Widerstands der Be-
legschaften und Gewerkschaftsmitglieder. Für 
viele von ihnen war die PDS nicht unbedingt 
die erste Adresse, standen sie doch der SED 
als Vorgängerpartei der PDS eher gleichgültig 
oder skeptisch gegenüber. Jedoch gingen 
einige PDS-Funktionär*innen, unter anderem 
der gewerkschaftspolitische Sprecher des 
Parteivorstands, Jakob Moneta, auf sie zu, um 
nicht nur politische, sondern auch technisch-
organisatorische Hilfe anzubieten. So kam aus 
dem Karl-Liebknecht-Haus nicht nur verbale 
Solidarisierung, sondern es wurde gehol-
fen, Lautsprecher und Tribünen zu finden, 
Flugblätter einzutüten, Presseerklärungen zu 
redigieren oder zu verbreiten und vieles mehr.

Die ostdeutsche Initiative von Betriebs- 
und Personalrät*innen und ihre gewerk-
schaftlichen Unterstützer*innen organisierten 
zahlreiche Aktionen und drei Konferenzen. 
So kamen bei der zweiten Konferenz etwa 250 
gewählte Belegschaftsvertreter*innen zusam-
men, die rund 112 000 Beschäftigte repräsen-
tierten. Viele waren gegen den erklärten Willen 
der IG Chemie aus dem ostdeutschen Chemie- 
dreieck BUNA, Leuna, Bitterfeld-Wolfen ange-
reist und zeigten selbstbewusst ihre Gewerk-
schaftsfahne: »Wir sind die Gewerkschaft!«. 
Die meisten Gewerkschaftszentralen warfen 
den gewerkschaftlich Aktiven, die sich erstma-
lig in der Geschichte der Bundesrepublik über 
die Grenzen von Branchen- und Bundeslän-
dern hinweg organisierten, Spaltung vor. Der 
Berliner Landesvorsitzende der Gewerkschaft 
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Handel, Banken und Versicherungen (HBV), 
Manfred Müller, hingegen unterstützte die 
Initiative von Beginn an.

Mit ihren parlamentarischen Initiativen be-
gleitete die Gruppe PDS/Linke Liste bzw. später 
die PDS-Gruppe die Kritik der Initiative an der 
Bundesregierung und der Treuhandanstalt. Im 
Zusammenwirken von Parlamentarier*innen 
in Bund und Ländern, den Arbeitsgemeinschaf-
ten Betrieb und Gewerkschaft, Wirtschaftspo-
litik sowie der Interessengemeinschaft Arbeit, 
Gesundheit und Soziales wurden Konzepte 
erarbeitet, die darauf zielten, den Kahlschlag in 
allen wirtschaftlichen und sozialen Bereichen 
zumindest abzumildern. Gleichzeitig bildeten 
sich im Umfeld der Partei viele Initiativen, die 
Sozialberatung anboten.

Die Partei begleitete außerdem den Streik 
der IG Metall zur Verteidigung des Stufen-
plans für die Annäherung der Löhne im Osten 
an die im Westen und gegen den Versuch, 
über Öffnungsklauseln das Tarifsystem 
auszuhebeln. In den Jahren 1992/93 spitzten 
sich die Kämpfe um die Berliner Batteriefabrik 
BELFA und das Bischofferoder Kaliwerk »Tho-
mas Müntzer« zu. Der Betriebsratsvorsitzende 
von BELFA, Peter Hartmann, gehörte zu den 
Protagonisten der Betriebs- und Personalräte-
Initiative, die zu Aktionstagen nach Bischof-
ferode aufrief. Sie wollte einen Erfolg dieser 
so engagiert kämpfenden Belegschaft nach 
Kräften ermöglichen. Und ausgerechnet aus 
Bischofferode wurde Gregor Gysi um Beistand 
angerufen, den er auch leistete.

Eine ähnliche Bereitschaft zur politischen 
und praktischen Hilfe zeigten auch die PDS-
Aktiven aus dem Betriebsräte-Aktionsbündnis 
»Thüringen brennt«, das sich für den Erhalt 
von dortigen Arbeitsplätzen starkmachte. Die 

Landesvorsitzende Gabi Zimmer war bei den 
zahlreichen Demonstrationen präsent und der 
parteilose Chef der Thüringer PDS-Landtags-
fraktion, Roland Hahnemann, nahm sogar am 
Hungerstreik der Bischofferoder Kalikumpels 
teil. Lothar Adler und andere arbeiteten rund 
um die Uhr, um zu beschaffen, was gerade 
gebraucht wurde. Alle Aktivitäten der Partei 
sowohl im Thüringer Landtag als auch im 
Deutschen Bundestag wurden mit den Betrof-
fenen abgesprochen. Diese Praxis überzeugte 
auch den damaligen Thüringer Landesvorsit-
zenden der HBV, Bodo Ramelow, mit der PDS 
zu kooperieren.

Viele der Kämpfe der damaligen Zeit 
wurden verloren, die politischen Erfahrungen 
und Kooperationen aber blieben. Die PDS 
erzielte in Thüringen und Berlin unerwartete 
Wahlerfolge: Manfred Müller gewann ein 
Direktmandat für die PDS in Berlin, der zu-
nächst stellvertretende Betriebsratsvorsitzende 
des Kali-Werks Gerhard Jüttemann, der BELFA-
Betriebsratsvorsitzende Hans-Peter Hartmann 
und Pfarrer Willibald Jacob zogen über die 
offenen Listen der PDS in den Deutschen 
Bundestag ein. Bodo Ramelow kandidierte als 
Parteiloser für ein PDS-Mandat im Thüringer 
Landtag und wurde wie Jüttemann und Jacob 
später Mitglied der PDS.

VERLUSTE 

Viele Ideen und Praxen der damaligen Par-
teipolitik ließen sich jedoch nur schwer über 
diese Zeit hinaus retten. Das betrifft unter 
anderem die Rolle und das Selbstverständnis 
des Parteitages als »arbeitendes Gremium«. 
Der Vorstand sollte zu einem »Exekutivorgan« 
werden, wobei an den »Kommissionen« des 
Vorstands Delegierte des Parteitages thematisch 
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mitwirken sollten. Dass dies nicht gelang, lag 
vor allem daran, dass sich die meisten Dele-
gierten damit in zeitlicher Hinsicht überfordert 
sahen. Während die Quotierung weitgehend 
Realität wurde, scheiterten Ansätze der Rotation 
und Amtszeitbegrenzung. Das Anliegen, die 
PDS-Geschäftsstellen flächendeckend als soziale 
und kulturelle Begegnungspunkte zu gestalten, 
konnte aus finanziellen Gründen nur begrenzt 
realisiert werden. Letztlich konnte die Dynamik 
des Aufbruchs in den »Mühen der Ebene« nicht 
verstetigt werden. Im Zuge von Finanz- und 
Stasiskandalen und angesichts der Turbulenzen 
in den individuellen Lebensverhältnissen verlor 
die Partei viele jüngere Mitglieder, die den Wan-
del von der SED hin zur PDS vorangetrieben hat-
ten. Und im Westen fanden sich viel zu wenig 
Linke, die bereit waren, diesen demokratischen 
Aufbruch mitzutragen. Nur eine zahlenmäßig 
starke bundesweite Mitglieder- und Bewegungs-
partei hätte ein solches Parteimodell erfolgreich 
umsetzen können.

Die PDS versagte in dem Maße, in dem 
sich die parlamentarische Präsenz konsolidierte 
und Wahlbeamt*innen zunehmend die Politik 
steuerten. Sie waren einer anderen adminis-
trativen Logik unterworfen, die oft für eine 
politische gehalten wurde. Das Leben der »Par-
teiinstanzen« und das der Parteibasis entfern-
ten sich voneinander. Damit aber schwanden 
vielfach solidarische Beziehungen. Das »Wir« 
an der Basis wurde eher zum Ausdruck von 
Unzufriedenheit mit Vorständen, Fraktionen 
und Hauptamtlichen, es führte nicht zu neuen 
Laboratorien lebendiger Arbeitszusammenhän-
ge und einer solidarisch ermutigenden Par-
teikultur (Dellheim et al. 2020, 3f) Außerdem 
änderte sich das Verhältnis der Partei zu ihren 
Wähler*innen. Ging es in den ersten Jahren um 

eine gemeinsam gelebte Praxis in gesellschaftli-
chen Turbulenzen, trat mit der soliden parla-
mentarischen Präsenz eine Stellvertreterpolitik 
in den Vordergrund. Parlamentarier*innen 
suggerierten, Probleme für die Menschen lösen 
zu können, auf die sie aber tatsächlich kaum 
Einfluss hatten. Diese uneinlösbaren Ver-
sprechen führten über die Zeit zu erheblicher 
Enttäuschung. Der parlamentarische Erfolg der 
Anfangsjahre wurde so – vor allem im Osten – 
auch zu einem Problem. 

WAS BLEIBT?

Stand die PDS vor der Frage, wie sie sich als 
Massenpartei in Ostdeutschland eine der Zeit 
entsprechende Form geben konnte, steht die 
LINKE heute vor der Frage, wie sie wieder 
eine Partei mit Masseneinfluss werden kann 
und ob sie eine moderne sozialistische Partei 
werden will oder sich primär als »links von 
der SPD« versteht. Trotz radikal unterschiedli-
cher Ausgangspositionen geht es um ähnliche 
Probleme: um das Verhältnis zwischen sozia-
listischer Idee, »Parteiinstanzen«, Parteibasis 
und Parteianhänger*innen, um den Umgang 
mit den Interessen und Erfahrungen der 
Parteimitglieder und die Attraktivität einer 
Parteimitgliedschaft für praktisch orientierte 
»Gesinnungssozialist*innen«. Ein Schlüssel 
zum damaligen Erfolg lag im aktiven Kampf der 
Parteibasis sowie der Parteifunktionär*innen 
und Mandatsträger*innen um das Überleben 
der PDS als pluralistisch-sozialistische Partei. 
Das wäre auch für die LINKE noch eine Option.
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Anlässlich der Weltausstellung in Paris im Jahre  
1900 zeichneten Künstler ihre optimistischen Zukunfts­
versionen für das Jahr 2000. Die Bilder erschienen 
zunächst als Beilage in Zigarettenschachteln und  
später als beliebte Postkartenmotive.

Die LINKE ist in der Krise und ihre Zukunft 
ungewiss. In dieser Situation ist es hilf­
reich, die Erfahrungen derjenigen in den 
Blick zu nehmen, die in den 1990er-Jahren 
unter schwierigen Bedingungen die PDS 
neu aufbauten und ihr gesellschaftliche 
Achtung und parlamentarische Präsenz  
erstritten. In Thüringen gehörte Dieter 
Strützel (1935 –1999) zu ihnen. Er rieb sich 
an den DDR- wie an den West-Verhältnissen 
und setzte auf deren Veränderbarkeit. Sein 
Credo war: Ideen und Strategien im Dialog 
mit denen entwickeln, die ein vitales 
Interesse daran haben, die bestehenden 
Verhältnisse zu ändern, um ihr eigenes 
Leben zu gestalten.

EIN UNDOGMATISCHER SOZIALIST
Nach dem Germanistikstudium, einigen 
Jahren als FDJ-Funktionär an der Karl-
Marx-Universität Leipzig und seiner Pro­
motion über das »Typische« wurde Dieter 
Strützel 1966 Lektor des Mitteldeutschen 
Verlags. 1970 wurden er und sein Ver­
lagsleiter vom Kulturminister abberufen, 
»verzerrte Darstellungen der Wirklichkeit« 
lautete der Vorwurf nach der Veröffent­
lichung von Christa Wolfs »Nachdenken 
über Christa T.« und Erik Neutschs »Auf 
der Suche nach Gatt«. Zurück an der 
Karl-Marx-Universität wandte sich Strützel 
als Kulturwissenschaftler der Arbeitswelt 
zu und erkundete die Arbeitsbedingungen 
und -verhältnisse in Gießerei- und Che­
miebetrieben in Leipzig und Umgebung. 
Die empirische Erfassung der Realität war 
für ihn eine Möglichkeit, der Dogmatik mit 
Tatsachen zu begegnen und Vorschläge 
für Veränderungen vorzubringen. Freilich 
braucht man Abnehmer für dieses Wissen. 
Als das Interesse in Leipzig versiegte, 
ging Strützel nach Jena. Mit seinem 
unkonventionellen Vortragsstil, seiner 

»DEN RING  
 UM DIE PDS
 SPRENGEN« 

DIETER STRÜTZEL 
ALS VORDENKER EINER
PARTEI VON UNTEN



Diskussionsfreudigkeit und der detaillierten Kenntnis 
von Debatten genoss er dort hohes Ansehen. Im Peter-
Weiss-Kreis näherte er sich mit anderen anhand der 
»Ästhetik des Widerstands« den tabuisierten Problemen 
der Geschichte der Arbeiterbewegung, fragte nach dem 
fortwirkenden Glutkern der kommunistischen Utopie 
und den Keimen sozialistischer Erneuerung. Die von 
Strützel 1986 bis 1988 geleitete Untersuchung zu den 
kulturellen Bedürfnissen der Jenaer Bevölkerung mach­
te deutlich, dass diese mit den alltäglichen Lebens- und 
Arbeitsbedingungen zunehmend in Widerspruch geriet, 
in der Auswertung wurden Veränderungen der betriebli­
chen Arbeit, des Wohnungsbaus und der Stadtentwick­
lung angemahnt. Mit Perestroika und Glasnost standen 
die Zeichen auf tiefgreifenden Wandel. Strützel, der 
Anfang der 1980er-Jahre noch eine Parteistrafe erhalten 
hatte, weil er nicht gegen ein gemeinsames Friedens­
fest von FDJlern und Mitgliedern der Jungen Gemeinde 
eingeschritten war, wurde 1987 zum Parteiorganisator 
seiner Sektion Literatur- und Kunstwissenschaft ge­
wählt. Den Aufbruch des Herbstes 1989 erlebte er als 
Chance für eine Reform und einen demokratischen 
Sozialismus in der DDR. In einer öffentlichen Vorlesung 
stellte er seinen Text »Überlegungen zu Grundsätzen 
und Zielen einer erneuerten SED« zur Diskussion und 
übernahm in der umgebildeten SED-Bezirksleitung 
Gera im November 1989 die Funktion des Sekretärs für 
Öffentlichkeitsarbeit und Medien.

NEUANFANG UND »PARTEI VON UNTEN«
Als Vorsitzender des Aktionsausschusses der SED-PDS 
im Bezirk Gera und später stellvertretender Landesvor­
sitzender der PDS in Thüringen verantwortete er den 
Abbau des allmächtigen Parteiapparats und die Etab­
lierung demokratischer Parteistrukturen. »Politik von 
unten« und »Partei von unten« waren die Leitbegriffe. 
Schon im Januar 1990 erkannte er, dass sich die DDR 
nicht würde halten können, und stritt für ein neues 
emanzipatorisches Denken und Handeln in dem verän­
derten gesellschaftlichen Umfeld. Es galt, den Abstieg 
der PDS in die Bedeutungslosigkeit zu verhindern, 
Glaubwürdigkeit und Vertrauen zurückzugewinnen und 
»den Ring um die PDS zu sprengen«, sie für die Impulse 

aus der Gesellschaft zu öffnen. Bei der Landtagswahl 
1990 erreichte die Linke Liste/PDS 9,7 Prozent und zog 
mit neun Abgeordneten in den Landtag ein. Strützel 
wirkte als PDS-Verhandlungsführer am Zustandekommen 
dieser Listenverbindung aus PDS, Vereinigten Linken, 
der FDJ, der KPD und den NELKEN mit. Er suchte 
engen Kontakt zu Gewerkschaften, Bürgerinitiativen, 
Kirchen, zu Wissenschaftler*innen, Künstler*innen, 
linken Sozialdemokrat*innen, um über die Positionen 
der PDS zu diskutieren, und folgte dabei der Einsicht 
Friedrich Schorlemmers: »Die Wahrheit, die mir fehlt, 
hat gewiss ein anderer.« Mit Kommunalpolitiker*innen 
war er im Gespräch über regionale Beschäftigungspro­
jekte, unterstützte streikende Belegschaften wie die 
der Bischofferoder Kalikumpel, den Widerstand der 
Betriebsräteinitiative gegen die Privatisierungspolitik 
der Treuhand genauso wie antifaschistische Bündnisse. 
Wahlbausteine und Landtagswahlprogramme trugen 
seine Handschrift. Er war Inspirator der Linken Schule 
Schnepfenthal, in der ab 1992 zweimal jährlich Bil­
dungsveranstaltungen von PDS Thüringen, BWK Bayern 
und DKP Bayern durchgeführt wurden. In Kursen 
zu Geschichte, Wirtschaft und Philosophie wurden 
historische Erfahrungen und aktuelle Theorieansätze 
diskutiert, unter anderem von Rawls, Bourdieu, Haber­
mas und Luhmann. Strützels Argumentationsstil prägte 
die offene, solidarische, konstruktive Atmosphäre des 
Lernens. Er trug so zur Weiterentwicklung und Verstän­
digung linker Positionen in Ost und West bei und prägte 
auch langfristig PDS und LINKE in Thüringen – von ihm 
stammt die Idee zur Elgersburger Erklärung aus dem 
Sommer 1997, die ein linkes Reformprojekt für Thürin­
gen vorschlug. 

Lutz Kirscher
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» Das Ziel der politischen Gegner ist deutlich – die Ausschaltung der 
PDS als eine im Maßstab des zusammengenagelten Deutschland 
relevante, im Parlament aktionsfähige Partei. […] Wir müssen deutlich 
machen, dass wir nicht für uns kämpfen, sondern für die Demokratie 
in diesem Land. […] Die entscheidenden Fragen sind dabei das Auf­
sprengen des Ringes um uns und überzeugende Antworten auf die 
brennenden Fragen der Gegenwart. […] Das macht es notwendig, 
dass wir uns nicht beschränken auf das Selbstverständnis als Opposi­
tion der Schwachen, sondern das unterstützen, was die Menschen in 
diesem Land brauchen, nämlich Selbstvertrauen und Augenmaß zur 
Meisterung ihres Lebens unter den gegebenen Umständen. Es nützt 
uns weder eine Haltung: ›Siehste, das habe ich dir gleich gesagt!‹, 
noch eine übliche Häme auf alle, die jetzt ihre März- oder Februar-
illusionen heimtragen. Jetzt geht es um die Meisterung konkreter 
Aufgaben in jeder Familie, in jedem Betrieb, in jeder Kommune. Und 
die Frage, ob wir tatsächlich […] ein Teil dieses Volkes sind und dieses 
Volk das Gefühl gewinnt, dass es diese Partei braucht. Wo wir nicht 
andere dazu gebrauchen, dass sie uns wählen, sondern die Überzeu­
gung wecken: ›Jawohl, es hat einen Sinn, dass die PDS da ist, dass 
uns jemand braucht.‹ Diese Umkehrung müssen wir schaffen. Und 
die verlangt ganz entscheidend die Zuwendung zu den praktischen 
Fragen. Die Fragen dessen, der heute erwerbslos geworden ist, die 
Fragen, welchen Beruf einer nun wählt, […] den Fragen, wie und wo 
Märkte, Produktions- und Verwertungsmöglichkeiten in Betrieben und 
Genossenschaften geschaffen werden, bis hin zur Frage, wie unter 
den Bedingungen der Zahlungsunfähigkeit der Länder und Gemein­
den der Übergang zur kommunalen Selbstverwaltung zu erreichen ist. 
Und das verlangt, dass wir in der gegebenen Situation nicht einfach 
[…] über den gesellschaftlichen Rückschritt klagen, sondern ein 
genaues und sauberes Augenmaß für das kriegen, was unter diesen 
Bedingungen Fortschritt ist.  « 
(30.6./1.7.1990, Gründungsparteitag der PDS Thüringen)
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Warum ist das nicht gelungen?
Im Osten wurden die Strukturen trotz der 
Parteigründung 2007 nicht weiterentwickelt. 
Um 2009 gab es große Wahlerfolge, sie 
waren getragen von der Mobilisierung gegen 
Hartz IV und von den Krisen- und Bildungs-
protesten. Dieser Erfolg hat die strukturellen 
Probleme lange überdeckt und statt einer 
Neuausrichtung galt eher »Weiter so«. Die 
Ostlinke hätte aufgrund ihrer Stärke und 
gesellschaftlichen Verankerung ein Motor der 
Erneuerung sein können. Doch bis heute fehlt 
vielerorts der Mut dafür, und das fällt uns jetzt 
auf die Füße.

Was müsste sich ändern?
An vielen Orten ist die Partei noch immer 
durch das Politik- und Organisationsverständ-
nis der PDS geprägt. Das ist in fast jedem 
Kreisverband spürbar. Viele glauben, dass 
wir einfach die Praxis der PDS fortführen 
müssen, um wieder erfolgreich zu sein. Die 
gesellschaftlichen Bedingungen haben sich 
aber verändert. Der Anspruch, eine Kümme-
rerpartei zu sein, reicht nicht mehr aus und 
wir haben auch nicht mehr die Kraft dazu. Wir 
müssen Stellvertreterpolitik überwinden und 
Menschen darin unterstützen, selbst aktiv zu 
werden.

Ist Stellvertreterpolitik auch der Regierungs-
beteiligung geschuldet? In Brandenburg war 
DIE LINKE immerhin zehn Jahre lang in der 
Regierung.
Da liegt auf jeden Fall ein Problem. Wir haben 
anfangs sehr hohe Erwartungen geschürt, 
die wir nicht wirklich einlösen konnten. 
Spätestens in der zweiten Legislatur hat die 
Rollenverteilung zwischen Regierungsmitglie-

dern, Fraktion und Landespartei nicht mehr 
funktioniert. Wir waren nicht Impulsgeber 
oder Korrektiv, sondern haben uns vom Koa-
litionspartner treiben lassen und an Formel-
kompromissen herumgedoktert, statt offen 
zu diskutieren. Wir hätten selbstbewusst 
klarmachen müssen, was wir wollen und 
was mit der LINKEN nicht geht. Die Debatten 
um Braunkohle oder das Polizei- und Verfas-
sungsschutzgesetz haben Spuren hinterlas-
sen. Das müssen wir dringend selbstkritisch 
aufarbeiten.

Was ist aus dieser Erfahrung zu lernen?
Man darf nicht unterschätzen, wie viel Ableh-
nung den Genoss*innen in den 1990er-Jahren 
entgegenschlug. Da ist es nachvollziehbar, 
dass man die eigene Politikfähigkeit unter 
Beweis stellen will. Doch das hat auf den 
politischen Habitus abgefärbt. Wir müssen 
wieder rebellischer werden und sagen: Ja, wir 
wollen Wohnungskonzerne enteignen und 
den Kapitalismus abschaffen! Das wäre auch 
wichtig, um dem Vormarsch der Rechten eine 
starke linke Alternative entgegenzustellen.

Was wäre denn nötig, um wieder in die 
Offensive zu kommen?
Wir müssen die Idee einer sozialistischen 
Zukunft starkmachen. Nur wenn wir als 

ISABELLE VANDRE, Jahrgang 1989, macht seit 
vielen Jahren Politik bei der linksjugend ['solid] 
und in der LINKEN Brandenburg, früher in der 
Uckermark, heute in Potsdam. Seit 2014 ist sie 
Landtagsabgeordnete und aktuell Fraktionsspre-
cherin für Hochschul-, Kultur-, Stadtentwicklungs- 
und Wohnungspolitik.
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deutlich, dass alle auf dem Platz von derselben 
Krise betroffen seien, einer Krise, die sie selbst 
nicht verschuldet hätten. 

SOZIALE KRISE – ABER KEIN PROTEST  

AUF DER STRASSE

Als Mitglied der LINKEN in Leipzig war ich an 
der Organisierung der Kundgebung beteiligt. 
In der stark von Rechten dominierten Protest-
dynamik eines erwarteten »Heißen Herbstes« 
wollten wir versuchen, einen linken Akzent zu 
setzen und die Krise zu politisieren. Gut ein 
Dreivierteljahr später können wir resümieren, 
dass sich unsere Hoffnungen nicht erfüllt 
haben. Weder haben sich Massen auf den Stra-
ßen versammelt noch hat die LINKE Zulauf 
bekommen. Dass der große Protest ausgeblie-
ben ist, hat auch mit den Rettungspaketen der 
Bundesregierung zu tun. Und dennoch gibt es 

Im September 2022 bot der Leipziger 
Augustusplatz ein besonderes Bild. Rund 
5 000 Menschen versammelten sich an 
diesem Montagnachmittag vor dem Opern-
haus, um gegen die Preissteigerungen und 
die Krisenpolitik der Bundesregierung zu 
demonstrieren. Sören Pellmann und die 
Bundestagsfraktion der LINKEN hatten zu 
der Demo aufgerufen. Gekommen war eine 
bunte Mischung aus Älteren und Jüngeren, 
Parteiaktiven und Passant*innen, Studie-
renden und Beschäftigten, linker Szene und 
Gewerkschaftsmitgliedern. Es sprachen 
Beschäftigte der Leipziger Verkehrsbetriebe, 
eine alleinerziehende Mutter, eine Vertreterin 
des Mieter*innenbündnisses aus Leipzig-
Schönefeld und ein Sohn vietnamesischer 
Vertragsarbeiter*innen. Sie erzählten von 
Angst, Wut und Frustration und machten 

Die LINKE wird oft als Teil des Establishments wahrgenommen,  
gerade im Osten. Wenn sie das ändern will,  

muss sie in den Alltagskämpfen sichtbar sein – insbesondere  
in den neuen Streikbewegungen. 

MARLEN BORCHARDT

ANDERS ALS DIE ANDEREN PARTEIEN
WIE DIE LINKE IN LEIPZIG  

DEN AUFBRUCH VERSUCHT
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Klimabewegung zur Verbündeten werden und 
ihnen eine konkrete Perspektive der Organi-
sierung anbieten, die noch über den Betrieb 
hinausgeht. Um sie zu überzeugen, muss sie 
als eine Partei auftreten, die grundsätzlich in 
Opposition zum herrschenden System steht, 
die auch außerhalb von Wahlen und Parla-
menten in sozialen Auseinandersetzungen 
präsent ist und darin eine konkrete Funktion 
übernimmt. Ihr Gebrauchswert darf sich nicht 
darin erschöpfen, im Parlament Schlimmeres 
zu verhindern oder nur halb befriedigende 
Kompromisse auszuhandeln. Ihr politischer 
Nutzen muss in konkreten Auseinanderset-
zungen spürbar sein.

Arbeitskämpfe und Tarifauseinander-
setzungen finden zumeist in einem klar 
abgesteckten zeitlichen, räumlichen und 
politischen Rahmen statt. Die LINKE kann 
diese Kämpfe über diesen Rahmen hinaus 
verbinden, in den größeren politischen 
Kontext einbetten und die kapitalistischen 
Verstrickungen deutlich machen. So kann 
sie die Menschen auch für grundlegende 
gesellschaftliche Veränderungen gewinnen. 
Klassenkämpfe aller Art sind Momente, in 
denen nicht nur die Notwendigkeit, sondern 
die Möglichkeit einer besseren Gesellschaft 
deutlich wird. Die LINKE organisiert nicht die 
Beschäftigten im Betrieb und sie führt auch 
nicht die Demos für Klimagerechtigkeit an, 
aber sie kann mit ihren Ressourcen Kämpfe 
stärken, sie in der Gesellschaft verankern und 
ihnen eine langfristige Perspektive bieten.

Konkret eröffnen sich in der Tarifrunde 
des öffentlichen Dienstes und des Nahver-
kehrs zwei Möglichkeitsfenster, in denen wir 
in diesem Sinne aktiv werden können. Wie 
kann die Partei ihre Rolle als parlamentari-

scheint die LINKE heute als Partei des Ostens 
kaum noch zu überzeugen. Zwar ist sie wei-
terhin in allen Landesparlamenten vertreten, 
ist in Thüringen sogar stärkste Partei, doch 
Wähler*innenstimmen und Basisverankerung 
schwinden kontinuierlich. Die AfD hat vieler-
orts den Ruf, im Sinne der Ostdeutschen Poli-
tik zu machen, und ist in fast allen Landtagen 
zweitstärkste Kraft. Hinzu kommen sinkende 
Mitgliederzahlen der LINKEN. Große Teile des 
traditionellen Wähler*innenklientels sind in 
den letzten Jahren schlichtweg verstorben. Die 
soziale Verankerung erben wir als Partei nicht 
mehr, sondern müssen sie neu erarbeiten, 
nicht nur um Wähler*innen zu gewinnen, 
sondern auch neue Mitglieder.

Aber es ist nicht alles düster in Ostdeutsch-
land. Es gibt Aufbrüche und Kämpfe, in denen 
sich für die LINKE neue Potenziale zeigen. 
Neue antifaschistische Kämpfe, aber auch der 
Klimaaktivismus sind die prägenden politischen 
Erfahrungen junger Linker. Darüber hinaus 
gibt es eine neue Generation von Beschäftigten 
in Ostdeutschland, die die Kämpfe der Nach-
wendezeit nicht unmittelbar erlebt haben. Sie 
tragen nicht so schwer an den Niederlagen und 
haben eine höhere Konfliktbereitschaft.

LINKE MIT GEBRAUCHSWERT

Bisher dominieren Wahrnehmungen der 
Ostdeutschen als Opfer der Transformation, 
als die ewig Jammernden, denen geholfen 
werden muss. Damit muss nun langsam 
Schluss sein. Wir brauchen eine andere 
Erzählung der Selbstermächtigung, die an die 
aktuellen Klassenkämpfe in Ostdeutschland 
anknüpft. Um diese Perspektive einzunehmen, 
muss die LINKE für die Multiplikator*innen 
in den betrieblichen Kämpfen und der 
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scher, zivilgesellschaftlicher und aktivistischer 
Akteur gestalten? In Leipzig haben wir dazu 
erste Ideen entwickelt und ausprobiert.

KRISE UND NEUSTART IN LEIPZIG

Leipzig hat den Ruf des »gallischen Dorfs« 
in Sachsen. Gegen den Trend des restlichen 
Bundeslandes, in dem seit 1990 die CDU 
regiert, überwiegen hier linke und grüne 
Wähler*innen. Leipzig ist eine der größten 
Städte in Ostdeutschland mit einer aktiven 
linken Szene. Der Stadtverband der LINKEN 
besteht aus über 1 500 Mitgliedern. Nichtsdes-
totrotz sind die Stadt und ihr Umland durch 
die Folgen von Wende und Transformation 
geprägt. Auch Leipzig bleibt von der Krise der 
LINKEN nicht verschont, sie tritt nur verzögert 
ein. Das bedeutet aber, dass wir hier noch die 
Ressourcen und die Mitgliederstärke haben, 
um das Ruder herumzureißen.

Über den Herbst und Winter hat die 
LINKE in Kooperation mit der »Genug ist 
Genug«-Unigruppe in einem zweiwöchigen 
Rhythmus mehrere Montagsdemonstrationen 
organisiert. Die Zahl der Teilnehmenden 
betrug zwischen 50 und 200 Personen. Auch 
wenn wir keine Massen mobilisieren konnten, 
hatten die Demos einen besonderen Mehr-
wert. Wir sind mit aktiven Betriebsgruppen 
der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB), des 
Uniklinikums, von Lieferando und Ama-
zon in Kontakt getreten und haben sie als 
Redner*innen eingeladen. Die Beschäftigten 
von Teigwaren Riesa sind im Zuge ihres 
Streiks zu uns nach Leipzig gereist. Wir be-
suchten die Betriebsversammlungen der LVB, 
die in Vorbereitung auf die Tarifauseinander-
setzungen im öffentlichen Dienst stattfanden, 
und die Kundgebungen waren der erste Schritt, 

um mit den Kolleg*innen in Kontakt zu 
kommen und Vertrauen aufzubauen. Unser 
langfristiges Ziel geht jedoch darüber hinaus. 
Wir wollen deutlich machen, dass die LINKE in 
den anstehenden Streiks nicht nur symbolisch 
an der Seite der Beschäftigten steht, sondern 
praktische Unterstützung leistet und die 
politische Auseinandersetzung führt, die den 
Streik stärkt und flankiert. Wie das gelingen 
kann, darauf gibt die aktuelle Tarifrunde des 
öffentlichen Dienstes einen Ausblick. 

ERSTE TARIFRUNDE IM ÖFFENTLICHEN DIENST 

IN LEIPZIG

In Leipzig sind mehr als 10 000 Angestellte 
an den Tarifvertrag des öffentlichen Diens-
tes (TVöD) gebunden. Die Gewerkschaften 
verfolgen in der Tarifrunde einen offensiven 
Kurs und stellen Lohnforderungen, die über das 
Inflationsniveau hinausgehen und von den Ar-
beitgebern als Kampfansage gewertet werden. 

In Leipzig haben sich vor allem die 
Verkehrsbetriebe zu einem kämpferischen 
Betrieb entwickelt. Zwei 24-Stunden-Streiks 
im Februar boten einen ersten Vorgeschmack, 
was es für das öffentliche Leben bedeutet, 
wenn der Bus- und Bahnverkehr stillsteht. 
Die Streiks sind aber nicht nur ein Konflikt 
mit dem Arbeitgeber, sie bedeuten auch eine 
Auseinandersetzung mit den Nutzer*innen 
der Dienstleistungen. Im öffentlichen Dienst 
zählen dazu nicht nur der ÖPNV, sondern 
auch Kitas, Krankenhäuser, Verwaltungsein-
richtungen, Schwimmbäder und vieles mehr. 
Die Streiks im Bereich sozialer Dienstleistun-
gen müssen den Menschen vermittelt werden, 
die auf sie angewiesen sind. Darin liegt das 
Potenzial, die Forderungen der Streikenden 
mit den Anliegen der breiten Bevölkerung zu 
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verbinden, denn gute Bezahlung ist elementar 
für eine gute Qualität öffentlicher Dienstleis-
tungen.

In Leipzig haben wir zunächst damit 
begonnen, konkrete Streiksolidarität zu 
leisten. Wir waren als LINKE-Mitglieder an 
den Streikposten, hatten Kaffee und Limo 
zur Stärkung dabei. Wir haben mit den 
Klimaaktivist*innen Haltestellen plakatiert, 
haben mit Passant*innen in der Fußgänger-
zone über die Streiks diskutiert und Fotos von 
solidarischen Leipziger*innen gesammelt. 
Diese Aktionen waren erste Gehversuche 
einer LINKEN im Streikgeschehen, unsere 
Ideen reichen aber noch viel weiter: von 
Fahrgast- und Haustürgesprächen bis hin 
zu Diskussions- und Informationsveranstal-
tungen, Soli-Demos und Streikpartys. Dazu 
sind noch viele Hürden zu überwinden. Die 
größten Herausforderungen bleiben fehlende 
Ressourcen, aber auch der Wagemut, die 
üblichen Aktivitäten einen Moment ruhen zu 
lassen und stattdessen eine experimentelle 
Praxis zu versuchen. Darüber hinaus erfordert 
es viel Durchhaltevermögen und manchmal 
auch ein dickes Fell, als Mitglied der LINKEN 

auf Demos und an Streikposten präsent zu 
sein. Oft wird der Partei mit Skepsis oder 
Verdruss begegnet. Doch dieses Misstrauen 
lässt sich nur durch kontinuierliche Präsenz 
aus dem Weg räumen. Das richtige Fingerspit-
zengefühl lernt man nur im Nahkontakt.

WAS KANN DIE LINKE TUN?

Für die Partei ist die Streiksolidarität eine gute 
Gelegenheit, Neumitgliedern und Interessierten 
einen klassenkämpferischen Einstieg in die 
Aktivitäten der Partei zu ermöglichen. Trotz-
dem stößt die Solidaritätsarbeit zwangsläufig 

an Grenzen, wenn sie nicht von größeren 
Kampagnen begleitet wird, in denen die LINKE 
als sozialistische Partei über die unmittelbare 
Kampfsituation hinausweist. Insbesondere bei 
der Tarifrunde des öffentlichen Dienstes würde 
es einer Kampagne bedürfen, die die Unterfi-
nanzierung des öffentlichen Dienstes und die 
Armut der Kommunen gezielt und umfassend 
anprangert. Seit Wochen schon ist es die 
Strategie der bürgerlichen Parteien, Streikende 
gegen Steuerzahler*innen auszuspielen. Der 
Meißener CDU-Landrat und Präsident des 
Kommunalen Arbeitgeberverbandes Sachsen, 
Ralf Hänsel, malte in der Talkshow »Fakt ist!« 
auf MDR das Schreckensbild einstürzender 
Brücken, die aufgrund der horrenden Lohnfor-
derungen nicht saniert werden könnten. Die 
Botschaft war eindeutig: höhere Löhne für die 
Beschäftigten gleich höhere Steuern für alle, 
nach dem Prinzip »Teile und herrsche«. Die 
LINKE muss verhindern, dass die arbeitende 
Klasse auf solche Weise gespalten wird. Denn 
gute Löhne und attraktive Arbeitsbedingungen 
im öffentlichen Dienst sind auch essenziell 
für alle, die die Dienstleistungen in Anspruch 
nehmen. Wichtig wäre daher, die Sparpolitik 
des Bundes als Ursache des Problems offen-
zulegen und deutlich zu machen, wie sich die 
Rahmenbedingungen verändern müssten. Eine 
Kampagne könnte die Forderung nach einem 
Sondervermögen zur Sanierung der kaputtge-
sparten öffentlichen Infrastruktur und detail-
lierte Modelle für eine bessere Ausfinanzierung 
der Kommunen entwickeln.

An der Basis würde das die Arbeit der 
Streiksolidarität erleichtern. In Leipzig, 
wo die LINKE im Stadtrat sitzt, äußern die 
Kolleg*innen uns gegenüber Unverständ-
nis, warum die Fraktion sich nicht für eine 
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sofortige Auszahlung des Inflationsausgleichs 
an die LVB-Beschäftigten starkmache. Realpo-
litisch steht die LINKE hier vor dem Problem, 
mit dem Sparzwang in verarmten Kommunen 
umgehen zu müssen. Wenn wir parlamen-
tarische und außerparlamentarische Arbeit 
jedoch miteinander vereinen wollen, brauchen 
wir kreative Ideen, wie mit dieser Hürde 
umgegangen werden kann. Die LINKE müsste 
offensiv die kommunale Handlungsunfähig-
keit thematisieren und politisieren. Gleich-
zeitig könnte darauf gedrängt werden, dass 
Gesundheitsversorgung und ÖPNV besonderer 
Finanzierungsmodelle bedürfen und die 
Aufgabe, solche zu entwickeln und umzuset-
zen, nicht allein den Gemeinden überlassen 
werden kann. Wir müssten überlegen, welche 
Protestformen dafür Druck aufbauen könnten, 
nicht nur in den Parlamenten, sondern auch 
außerparlamentarisch. 

Für einen Betrieb wie die LVB ist die 
TVöD-Runde in diesem Jahr eine völlige Aus-
nahmesituation. Die Streikerfahrung ist neu 
und läuft diametral zu den vielen Erfahrungen 
politischer Ohnmacht, die die Kolleg*innen 
in ihrem Alltag machen. Für viele ist es ein 
Schlüsselmoment, an dem sie auch Familie 
und Freund*innen teilhaben lassen. Wenn 
eine Partei wie die LINKE in solchen Momen-
ten präsent ist und ihren Gebrauchswert 
beweist, dann werden das die Kolleg*innen 
und ihr Umfeld so schnell nicht vergessen. Es 
wäre die Erfahrung, dass die LINKE einen ganz 
konkreten Unterschied macht. 

DIE LINKE UND TARIFRUNDE NAHVERKEHR – 

FAHREN WIR ZUSAMMEN?

Die Aktivitäten der LVB-Beschäftigten sind 
nicht nur in Bezug auf die aktuelle Tarifrunde 

des öffentlichen Dienstes interessant, sondern 
auch für die 2024 anstehende Tarifrunde 
Nahverkehr. Die Kampfbereitschaft der 
Leipziger Bus- und Bahnfahrer*innen macht 
Hoffnung, dass ein gemeinsames sozial-
ökologisches Bündnis möglich ist. Denn 
schon jetzt unterstützt #Wirfahrenzusammen 
(eine Initiative von Klimaaktivist*innen) die 
aktuellen Streiks im TVöD. Der gemeinsame 
Klimastreik am 3. März hat auch in Leipzig 
gezeigt, welche Stärke Gewerkschafts- und 
Klimabewegung zusammen aufbauen können. 
Doch welche Rolle könnte die Leipziger LINKE 
in der anstehenden Tarifauseinandersetzung 
im öffentlichen Nahverkehr einnehmen? 

Es bestehen gute Verbindungen zur 
Betriebsgruppe der LVB. Man könnte Ver-
netzungstreffen zwischen Partei und ÖPNV-
Beschäftigten organisieren, um sich von 
ihnen als Expert*innen Ratschläge für eine 
nachhaltige Umgestaltung der Mobilität in 
Leipzig einzuholen und um gemeinsame For-
derungen zu erarbeiten. Mit Befragungen und 
Petitionen der LINKEN zu autofreien Zonen, 
Barrierefreiheit an den Haltestellen oder dem 
Ausbau des öffentlichen Nahverkehrsnetzes 
ließe sich schrittweise ein Plan entwickeln, 
der das Thema Verkehrswende in die Stadt-
gesellschaft trägt. In Bezug auf die konkrete 
Streiksolidarität könnte die LINKE über eine 
Neuauflage der Roter-Punkt-Aktion von 1969 
nachdenken. Damals kam es in Hannover 
zu Steigerungen der Ticketpreise im ÖPNV, 
woraufhin Studierende eine solidarische 
Aktion von Autofahrer*innen organisierten. 
Rote Punkte an den Windschutzscheiben 
signalisierten die Bereitschaft, Personen 
mitzunehmen, die die überteuerten Preise 
boykottierten.
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»HAYMAT OST« 
AUDIODOKUMENTATION ZU (P)OST MIGRANTISCHEN  
ALLIANZEN  
Migration war und ist fester Bestandteil der ostdeut-
schen Gesellschaft. Bereits in die DDR migrierten 
Vertragsarbeiter*innen, Studierende oder politisch 
Verfolgte. Ab den 1990er-Jahren setzte sich die 
Einwanderung in die ostdeutschen Bundesländer 
fort und prägte die hiesige Gesellschaft entschieden 
mit. Dennoch stellen migrantische Perspektiven, 
Lebensrealitäten und Kämpfe immer noch Leerstellen 
in Politik und Selbstverständnis der ostdeutschen 
wie auch der gesamtdeutschen Gesellschaft dar. Um 
dies zu ändern, kamen im Oktober letzten Jahres 
migrantische, postmigrantische und antirassistische 
Akteur*innen und Initiativen des Ostens zu der zwei-
tägigen Konferenz »Haymat Ost« in Leipzig zusam-
men. Die von der Rosa-Luxemburg-Stiftung mitor-
ganisierte Veranstaltung im Theater der Jungen Welt 
bot Gelegenheit zu Vernetzung und Austausch. Es 
ging darum, gemeinsame politische Forderungen zu 
entwickeln, neue Allianzen zu schmieden und Kämp-
fe zu verbinden. Sphere Radio e. V. hat die Highlights 
der Konferenz in einem Podcast dokumentiert, der 
nun zu hören ist.

DOKUMENTATION:  

www.rosalux.de/dokumentation/id/50025/haymat-ost

»ICH HABE MICH IMMER EINGEMISCHT«
STEFAN-HEYM-AUSSTELLUNG 
MÄRZ BIS AUGUST 2023 IN BERLIN
Durch alle historischen Wenden sich selbst treu ge-
blieben: Stefan Heym gilt als einer der bedeutendsten 
Schriftsteller und politischen Intellektuellen der DDR. 
In Kooperation mit der Internationalen Stefan-Heym-
Gesellschaft würdigt nun die Rosa-Luxemburg-Stif-
tung den Künstler und kritischen Sozialisten mit einer 
Ausstellung. 28 Schautafeln präsentieren anschaulich 
das vielfältige literarische Werk des Autors: von his-
torischen und zeitkritischen Romanen über Gedichte, 
Erzählungen, Reden und Essays bis hin zu Märchen.

Die Ausstellung macht Erinnerungen von Wegge
fährt*innen wie Egon Bahr, Lothar Bisky, Gregor Gysi 
und Bettina Wegner zugänglich, die Therese Hörnigk 
in der gleichnamigen Publikation mit Unterstützung 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung dokumentiert hat. In der 
Ausstellung sind sie um bisher unveröffentlichte Foto-
dokumente ergänzt und ermöglichen so einen neuen 
Blick auf das Leben und Schaffen Heyms.
Die Ausstellung kann eintrittsfrei noch bis 15. August 
im Foyer der Rosa-Luxemburg-Stiftung in der Straße 
der Pariser Kommune 8A in Berlin besucht werden.

WEITERE INFOS: www.rosalux.de/news/id/50139/
 
ZERRISSENE FAMILIEN
PODCAST ÜBER DIE SCHWEIZER »SECONDOS«
Staatliche Migrationspolitiken zielen oft auf die Schwä-
chung familiärer Bindungen von Arbeitsmigrant*innen. 
Familiengründungen werden erschwert, teilweise 
verunmöglicht und bestehende Familien auch zerstört. 
Die Geschichte staatlicher Biopolitik destabilisiert 
migrantisches Leben, um es auf diese Weise stärker 
unterwerfen und ausbeuten zu können. In der Schweiz 
organisiert sich die zweite Generation der damaligen 
Gastarbeiter*innen vor allem aus Italien, die soge-
nannten Secondos, und arbeitet diese traumatische 
Geschichte struktureller Gewalt auf.
Die Podcastreihe ManyPod spricht in ihrer 19. Folge 
mit Paola De Martin von TESORO, dem Verein für die 
Aufarbeitung des Leids illegalisierter migrantischer 
Familien in der Schweiz.

PODCAST:  
www.rosalux.de/mediathek/media/element/2264 
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WER DEMONSTRIERT DA EIGENTLICH? 
PODIUMSDISKUSSION, 6. JUNI 2023 IN CHEMNITZ
Kaum ein Thema hat Chemnitz und seine Wahrneh-
mung in den letzten Jahren so sehr geprägt wie der 
Tod von Daniel H. und die nachfolgenden Demonstra-
tionen 2018. Damals gingen zahlreiche Menschen auf 
die Straße, um gegen die Migrationspolitik zu demons-
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WAS WAR & 
WAS IST
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www.rosalux.de/dokumentation/id/50025/haymat-ost

https://www.rosalux.de/news/id/50139/stefan-heym-ein-streitbarer-dichter-am-puls-der-zeit
www.rosalux.de/mediathek/media/element/2264



www.rosalux.de/veranstaltung/es_detail/EBQUM/

https://info.rosalux.de/#Buchung/vkn5w
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WER SCHREIBT

MIT NEUER ENERGIE FÜR VERGESELLSCHAFTUNG
BROSCHÜRE STELLT LINKE PERSPEKTIVEN VOR
Was bedeutet es, den Energiesektor zu vergesellschaf-
ten? Reicht es dafür, einzelne große Erzeuger zu ent-
eignen? Oder muss die ganze Energiewirtschaft – von 
der Produktion bis hin zur Verteilung – vergesellschaf-
tet werden, um eine gute Daseinsvorsorge für alle zu 
gewährleisten? Dies ist eine der zentralen politischen 
Fragen, die es zu klären gilt und der die Autor*innen 
der Broschüre »Neue Energie für Vergesellschaftung 
für neue Energie« nachgehen. Ihre Beiträge sollen 
Anstoß und Aufruf sein, die Ambition einer Demokra-
tisierung ernst zu nehmen und entsprechende Überle-
gungen, Auseinandersetzungen und Versuche voran-
zutreiben. Die Broschüre entstand im Anschluss an die 
Vergesellschaftungskonferenz, die im Oktober 2022 in 
Berlin mit Unterstützung der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
und anderen Organisationen stattfand. Die Autor*innen 
kommen aus vielfältigen Bereichen der gesellschaftli-
chen Linken: kritische Wissenschaft, soziale Bewegun-
gen, Verbände und Vergesellschaftungsinitiativen.

DOWNLOAD:  
www.rosalux.de/publikation/id/50165/

MADRID ALS »SORGENDE STADT«
BROSCHÜRE ZU KOMMUNALEN CARE-POLITIKEN
Was ist eine »Sorgende Stadt«? Das Konzept stammt 
aus den munizipalistischen Bewegungen im spani-
schen Staat. 2015 übernahmen in Madrid und anderen 
Städten linke Bewegungsparteien und Wahlplattfor-
men die Rathäuser. An mehreren Orten legten sie 
Programme zur Neuorganisation von Care-Arbeit vor. 
Diese sahen vor, Sorgearbeit ins Zentrum der kom-
munalen Wirtschaftspolitik zu stellen, anstatt sie ins 
Private zu verlagern oder als Aspekt einer tendenziell 
passivierenden Sozialpolitik zu behandeln. Ansätze 
einer Gemeinwohlökonomie, der Selbstorganisierung 
und Genossenschaften sollen von öffentlicher Seite 
unterstützt werden. So sollte nicht nur die Care-Krise 
angegangen, sondern auch einer Feminisierung von 
Armut entgegentreten werden.

Die Studie analysiert die Umsetzung des Aktionsplans 
»Madrid als Sorgende Stadt« und macht deutlich, wie 
feministische Ökonomiekritik auf kommunaler Ebene 
in konkrete Politiken übersetzt werden kann. Sie be-
schreibt, wie das Zusammenspiel von institutionellen 
Akteur*innen und sozialen Bewegungen funktionieren 
kann. Die Autorin der Studie, Nieves Salobral Martín, 
war an der Erstellung des Aktionsplans beteiligt und 
hat ihn als Mitarbeiterin der Stadtverwaltung in die Pra-
xis umgesetzt. Die Broschüre bietet Ansätze und Erfah-
rungen, an die hiesige Projekte zur Vergesellschaftung 
von Sorgearbeit anknüpfen können.

DOWNLOAD:  
www.rosalux.de/publikation/id/50020/

 
REGULATION IN EINER SOLIDARISCHEN GESELLSCHAFT
BUCH VON DIETER KLEIN BEIM VSA VERLAG ERSCHIENEN
Wie könnte die Regulationsweise in einer demokra-
tisch-sozialistischen Gesellschaft funktionieren – einer 
Gesellschaft, die es noch gar nicht gibt? Diese Frage ist 
durchaus sinnvoll, denn die Elemente der Regulierung ei-
ner solidarischen Gesellschaft werden sich bereits in den 
nächsten Jahren herausbilden und bewähren müssen. In 
der jüngeren linken Debatte werden oft wünschenswerte 
und erforderliche Qualitäten eines demokratischen grü-
nen Sozialismus erörtert. Relativ wenig Aufmerksamkeit 
wird dagegen Vorstellungen über eine künftige progressi-
ve Regulationsweise zugemessen. Zu lernen ist aus dem 
Untergang früherer Gesellschaften, aber auch aus den 
positiven Erfahrungen des New Deal und der enorm kurz-
fristigen Umstellung der US-Ökonomie auf Kriegswirt-
schaft im Zweiten Weltkrieg. Vorurteilslos ist die Entwick-
lung der Regulationsweise in China zu beobachten.
Im Mittelpunkt des Buches von Dieter Klein stehen die 
drei Hauptkomponenten künftiger Regulation: gesell-
schaftliche Planung und Lenkung, ein eingehegter 
Marktmechanismus und das Handeln zivilgesellschaft-
licher Akteure. Wie sollten sich diese drei Teilmecha-
nismen und ihre Kombination unter wechselnden 
Bedingungen entwickeln, um die in der gegenwärtigen 
globalen Umbruchsituation ungelösten Probleme zu 
bewältigen? Wie kann eine andere Regulationsweise in 
Gang kommen?

DOWNLOAD:  
www.rosalux.de/publikation/id/47780/
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Jane McAlevey, Abby Lawlor 
MACHTAUFBAU  
IN TARIFVERHAND-
LUNGEN
Fallbeispiele aus den USA  
und Deutschland
52 Seiten, Broschur 
Mai 2023
ISBN 978-3-948250-20-1

 Bestellung unter:  
www.rosalux.de/publikation/id/50330

Marcus Hawel, Sara Khorshidi,  
Leila Khodabakhsh, Marc Ortmann, 
Fiona Schmidt, Franziska Schneider, 
Nikita Zagvozdkin (Hrsg.)
WORK IN PROGRESS
WORK ON PROGRESS
Doktorand*innen-Jahrbuch 2022  
der Rosa-Luxemburg-Stiftung
336 Seiten, Broschur, Januar 2023 
ISBN 978-3-96488-166-3

 Download und Bestellung unter:  
www.rosalux.de/publikation/id/49826

Herausgeberinnenkollektiv
SCHWARZBUCH 
KRANKENHAUS
Das Schweigen brechen
44 Seiten, Broschur 
Mai 2023 
ISBN 978-3-948250-66-9

 Download und Bestellung unter:  
www.rosalux.de/publikation/id/50301

Christoph Trautvetter, Sarah Knechtel
WEM GEHÖRT DIE STADT? 
TEIL 2
Eigentümergruppen und  
ihre Geschäftspraktiken in sechs  
deutschen Städten
STUDIEN 1/2023, 43 Seiten, Broschur
März 2023, ISSN 2194-2242

 Download und Bestellung unter:  
www.rosalux.de/publikation/id/49719

Christoph Ernst
KAPITALISMUS FÜR  
EINSTEIGER*INNEN

Methoden und Workshops für  
die kritische ökonomische Bildung

BILDUNGSMATERIALIEN Nr. 9 
63 Seiten, Broschur, Januar 2023 

ISSN 2513–1222

 Download und Bestellung unter:  
www.rosalux.de/publikation/id/49806

Weitere  

Publikationen  

unter  

www.rosalux.de
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